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EDITORIAL/080: Konstruktiver Journalismus in aller Munde (SB)
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Konstruktiver Journalismus in aller Munde

Der Journalismus ist im wesentlichen und gegebenenfalls ausschließlich
der Berichterstattung und Wiedergabe von Ereignissen des Tages im
Sinne den jeweiligen Tag betreffender Geschehnisse (,jour' franz.
,Tag', von ,giorno' ital. ,Tag') zuzuschreiben. Wenn nun die allen
vertraute Auswahl, Präferenz und Spiegelung zumeist unangenehmer und
schlechter Nachrichten, welche naturgemäß auch unabhängig von direkter
Betroffenheit ihr aufmerksames Publikum finden, den Löwenanteil des
Gebotenen ausmachen, dann sicher nur deshalb, weil eine alles andere
als ausgeglichene Wirklichkeit den Menschen zwecks Gefahrenabwendung
und Sicherheitsbestätigung zu nichts anderem veranlassen kann.

Überwiegend beruhigende und vermeintlich der Objektivität mehr
geschuldete Nachrichten in positiv orientierter Mischung sind dem
Leser doch nach dem Motto ,Und wenn sie nicht gestorben sind, dann
leben sie noch heute' als Hilfsmittel bewahrender und schützender
Erziehung nur allzu vertraut. Jene beruhigende Funktion menschlicher
Erzählungsweisen und Märchen der Kinderzeit wird auch dem primären
Interesse bzw. der ersten Aufmerksamkeit des Erwachsenen für seine
gefahren- und sicherheitsbestimmte Wachsamkeit keinen Abbruch tun.

Wenn gar die konstruktive Gestaltung der Nachrichtenlage zu einem
ausgeglichenen, nicht selten angepaßten und bedarfsgerechten oder gar
opportunistischen Wirklichkeitsbild führt, würde sie gegenüber den
nicht konstruierten, häufig allerdings auch nicht primär positiven
Nachrichten schlecht aussehen und deshalb aus auf der Hand liegenden
Gründen das Interesse und die Aufmerksamkeit der Leser und
Nachrichtenkonsumenten weitreichend einbüßen. Was also soll uns dann
der zur Zeit umgehende Ruch und Lösungsvorschlag für die bessere
Nachrichtentauglichkeit des sogenannten konstruktiven Journalismus
auch anderes als gerade die Botschaft der Käuflichkeit und der
systemischen Täuschungsabsicht täglicher Nachrichten vermitteln?

Schattenblick-Redaktion


6. April 2018
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KOHLEALARM/422: Klimakampf und Kohlefront - Abstand halten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 05.04.2018

Rote Linie gegen Tagebau Nochten

Spaziergang und Kundgebung am 8. April 2018 um 13.30 Uhr



Mit einer symbolischen Roten Linie wird das Lausitzer Bündnis
"Strukturwandel jetzt" an diesem Sonntag seine Forderung unterstreichen,
dass der Tagebau Nochten mehr Abstand zu den Dörfern Schleife, Rohne und
Mulkwitz halten muss.

"Nur mit mehr Abstand zur Grube können die deutsch-sorbischen Dörfer
lebenswert erhalten werden. Bisher ist nicht einmal eine Gleichbehandlung
mit dem rheinischen Dorf Holzweiler vorgesehen, das von der Umsiedlung
durch den Tagebau Garzweiler II bewahrt wurde. Die dort angesetzten
mindestens 400 Meter Abstand zwischen Grube und Wohnhäusern fordern auch
wir im neuen Planverfahren zum Tagebau Nochten. Wir laden alle Bürger ein,
mit uns gemeinsam an der Mühlroser Straße deutlich zu machen, wo der
Tagebau stoppen muss." sagt Adrian Rinnert vom Bündnis "Strukturwandel
jetzt - Kein Nochten II".

Treffpunkt ist um 13:30 Uhr am Bahnhof Schleife. Die Teilnehmer gehen
gemeinsam über die Mühlroser Straße zum Sportplatz nach Rohne. Als Gast
wird der Leiter des Umweltbüros der Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz Hans-Georg Baaske sprechen. Der sorbische Künstler Paul
Geigerzähler unterstützt die Veranstaltung musikalisch. Für das leibliche
Wohl und ein Kinderprogramm ist gesorgt.

Im begonnenen Verfahren zur Überarbeitung des Braunkohlenplanes Tagebau
Nochten fordert das Bündnis "Strukturwandel jetzt" eine Verkleinerung des
Tagebaufeldes. Stoppt der Tagebau nicht südöstlich der Mühlroser Straße,
lägen die Orte Rohne und Mulkwitz nur wenige Meter von der Grubenkante
entfernt. Eine Verkleinerung der Abbaufläche Nochten I ist auch notwendig,
um die deutschen und internationalen Klimaschutzziele zu erreichen.

Der gemeinsame Spaziergang ein Wochenende nach Ostern fand in den
vergangenen Jahren regelmäßig statt. Bis März 2017 stand für das Bündnis
"Strukturwandel jetzt - Kein Nochten II" die Forderung im Mittelpunkt, die
Dörfer vor der Umsiedlung zu retten. Am 30. März 2017 verzichtete der
Kohlekonzern LEAG auf den größten Teil des Abbaugebietes Nochten 2.
Daraufhin wurde vom Regionalen Planungsverband ein Verfahren zur Änderung
des 2014 beschlossenen Braunkohlenplanes eröffnet.




Weitere Informationen unter:

www.strukturwandel-jetzt.de

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 
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MELDUNG/891: Neu im Netz - Dokumentation "Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und ihre tödlichen Folgen" (ARI)


ARI-Dokumentation - 6. April 2018

Die Einzelfall-Dokumentation 

"Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und ihre tödlichen Folgen" 

ist ab jetzt als umfangreiche Datenbank im Internet frei nutzbar. 



Nach mehrjähriger Arbeit ist es uns gelungen, die bis in das Jahr 1993
zurückreichende Dokumentation über Todesfälle und Verletzungen von
Flüchtlingen als Web-Dokumentation mit detaillierten Suchmöglichkeiten zu
veröffentlichen. Der Zugang und die Recherche zu den mehr
als 9.000 Einzelgeschehnissen wird dadurch deutlich erleichtert.
In unserer Web-Dokumentation sind die einzelnen Artikel mit Schlagworten
und Kategorien versehen, sowie jeweils die Orte des Geschehens
und auch die Herkunftsländer der Betroffenen genannt.

Ihr findet die Dokumentation über unsere neue Web-Seite:

https://www.ari-dok.org


Die Web-Dokumentation bietet insbesondere folgende neue Recherche- und
Nutzungsmöglichkeiten:

Suche nach Schlagworten und Kategorien über einen ausgewählten Zeitraum


Die einzelnen Geschehnisse sind mit "Schlagworten" für die "Einfache Suche"
versehen - andererseits auch Kategorien zugeordnet, die über
die "Detailsuche" gefunden werden können. Diese Kategorien beziehen sich
z.B. auf die Art der Verletzungen und Todesfälle (Selbstverletzung,
tätliche Angriffe, unterlassene Hilfeleistung), auf die Täter*innen (z.B.
Polizei-, Bewachungs-, Betreuungspersonal u.a.) oder aber auf bestimmte
Örtlichkeiten, wie z.B. Gefängnisse, Flughäfen, deutsche Grenzen,
Asylunterkünfte, öffentlicher Bereich.

Weitere Informationen findet ihr in der "Hilfe zur Suche" (in der Suchmaske
rechts unten).

Statistische Angaben



Zu 37 Kategorien der "Detailsuche" werden Zahlen zu Todesfällen und
Verletzungen u.a. in Kombination mit einem ausgewählten Zeitraum angezeigt.
Siehe hierzu wichtige Infos in der "Hilfe zur Suche" (in der Suchmaske
rechts unten).

Kartenansicht und Suche nach Orten und Bundesländern


Die Orte der dokumentierten Geschehnisse sind auf einer Karte markiert und
können dort entsprechend angezeigt werden.

Links zum Zitieren der einzelnen Artikel



Neu ist auch die Möglichkeit, mit einer URL auf die Dokumentation eines
Einzelgeschehnisses zu verweisen, wie z.B. hier: 

https://www.ari-dok.org/webdokumentation/#id=8473

Druckmöglichkeiten

Suchergebnisse - sei es in Form von einzelnen oder mehreren Artikeln -
können mit Datum sowie ihren Quellenangaben ausgedruckt werden.

 * 

Quelle:

Dokumentationsstelle der Antirassistische Initiative Berlin

Mariannenplatz 2 A - Haus Bethanien - Südflügel, 10997 Berlin

Telefon: 030.617.40.440 - Fax: 030.617.40.101

E-Mail: ari-berlin-dok@gmx.de

Internet: https://www.ari-dok.org
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MUMIA/881: Trumps Neofaschismus (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 901

Trumps Neofaschismus

Hinter dem falsch verwendeten Begriff des »Populismus« steckt

in den USA tatsächlicht ein Neofaschismus Trumpscher Prägung

Mumia Abu-Jamal, März 2018



Es lohnt sich, einen Blick hinter die Kulissen der »Trump-Show« zu werfen.
Die meisten Nachrichten und Kommentare über das aktuelle Geschehen im
Weißen Haus kommen mit einem Gestus der Lässigkeit oder Herablassung daher.
In der Öffentlichkeit wird ein Bild von US-Präsident Donald Trump
projiziert, das ihn als Stümper oder als schlecht informierte Witzfigur
darstellt, die man nicht wirklich ernst nehmen muss. Im besten Fall werden
Berichte über Trumps Heldentaten und Tweets dem Medienpublikum als eine Art
komische Einlage dargeboten, um die Spannung abzubauen. Die Leute lachen
darüber, schlagen die Hände über dem Kopf zusammen - und gehen zur
Tagesordnung über.

Allerdings ist das alles überhaupt nicht witzig! Die meisten Tageszeitungen
drucken auch Comics ab, während sie gleichzeitig eine ernste
Berichterstattung betreiben. Trump und die Kräfte, die er entfesselt hat,
sind nichts, über das man sich lustig machen sollte. Man muss sich vor
Augen führen, was praktisch nicht durch die Medienberichterstattung
abgedeckt ist in diesen scheinbar so lockeren und heiteren Zeiten. Trump
hat die Richterschaft des Landes in seiner kurzen Amtszeit beleidigt und
beschimpft wie keiner seiner Vorgänger im Präsidentenamt. Sein Verhalten
wird die Situation in den Gerichten auf Generationen hinaus verändern.

Linke Wissenschaftler, die sich in ihren Analysen mit der gegenwärtigen
Regierung auseinandersetzen, erklären, wie sich unter dem falsch
verwendeten Begriff des »Populismus« eine Art Neofaschismus entwickelt, der
in der Tat beängstigend ist, weil er uns die Etablierung eines Trumpschen
Autoritarismus ankündigt.

In seinem Buch »Trump in the White House: Tragedy and Farce« weist der
Journalist und Soziologe John Bellamy Foster, Herausgeber des marxistischen
US-Magazins Monthly Review, den von den Mainstreammedien gern benutzten
Begriff »Populismus« zurück und erklärt, wofür Trump stehe, habe überhaupt
nichts mit damit zu tun. Für Foster ist der Trumpismus in Wahrheit eine
Form des Neofaschismus. Er weise Elemente seiner europäischen Vorläufer des
20. Jahrhunderts auf, des italienischen Faschismus und des deutschen
Nazismus, die sich ebenfalls ideologisch als »Nationalismus« maskiert
hatten.

Foster zitiert den italienischen Philosophen Julius Evola (1898-1974), der
extremer Fremdenfeindlichkeit, krasser Verherrlichung von Führern und der
Komplizenschaft von Regierungen und Unternehmen das Wort redete und mehr
intellektuelles Gewicht verlieh, was für den Aufstieg des »Duce«, Benito
Mussolini, kennzeichnend war. Foster hebt hervor, wie ungemein wichtig es
für die Machtentfaltung der Faschisten war, Unterstützung unter
Intellektuellen zu finden.

Der Trumpismus ist deshalb alles andere als ein Witz, er ist eine Form der
Politik mit einer langen und verhängnisvollen Vorgeschichte in Europa.
Deswegen müssen wir ihn auch korrekt beim Namen nennen: Neofaschismus.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 72 vom 26. März 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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MUMIA/880: Lehrer sind kein Sondereinsatzkommando (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 900

Lehrer sind kein Sondereinsatzkommando

US-Präsident Trump will Pädagogen bewaffnen.

Von angemessener Bezahlung ist nicht die Rede

von Mumia Abu-Jamal, März 2018



An öffentlichen Schulen zu unterrichten ist einer der härtesten Jobs in den
Vereinigten Staaten von Amerika. Wenn Lehrerinnen und Lehrer unseren
Kindern und Jugendlichen etwas beibringen, erfüllen sie eine sehr
schwierige Aufgabe. Und sie tun dies für einen jämmerlich geringen Lohn.
Das belegen Analysen des Bureau of Labor Statistics (BLS) in Washington D.
C., eine dem US-Arbeitsministerium zugeordnete Institution mit unabhängigem
Mandat, die nationale Arbeitsmarktstatistiken auswertet und mit
internationalen Statistiken vergleicht.

Nach jüngsten Erhebungen des BLS liegt der jährliche Durchschnittslohn für
Lehrkräfte bei 53.000 US-Dollar. Frauen stellen die Mehrzahl von ihnen,
ihre männlichen Kollegen in gleicher Position verdienen jedoch im Schnitt
zwischen 10.000 und 20.000 US-Dollar mehr. Beobachter der US-Gesellschaft
wird es kaum überraschen, dass die Bezahlung dieser männlichen Minderheit
von der jener übertroffen wird, deren Job offensichtlich höher eingeschätzt
wird: Der durchschnittliche Polizist geht mit einem Jahresgehalt von etwa
70.000 US-Dollar nach Hause.

Die jüngste Cartoonsprechblase von US-Präsident Donald Trump, der
angesichts massiver Massaker in US-amerikanischen Bildungseinrichtungen
erstaunlicherweise die Bewaffnung von Schullehrern forderte, verriet seine
tiefe Ignoranz gegenüber der Frage, was der Lehrerberuf konkret ist und wer
die Menschen sind, die ihn ausüben. Gute Lehrerinnen und Lehrer sind
Menschen, die für ihre Ausbildung beträchtliche Mengen an Geld geopfert
haben, um das tun zu können, wozu sie sich berufen fühlen - unseren
Nachwuchs zu unterrichten, dem sie ihre ganze Liebe entgegenbringen.

Kann sich wirklich jemand vorstellen, dass sich diese Pädagoginnen und
Pädagogen künftig mit Schusswaffen ausrüsten lassen, um sich jungen Männern
entgegenzustellen, die ihre Schule mit halbautomatischen Waffen angreifen?
Wohl kaum.

Aber diese Vorstellung allein gibt uns Einblick in die paranoiden
Phantasien von Trumpisten, die meinen, die Lehrkräfte in einer dystopischen
Festung Amerika militärisch aufrüsten zu können. Wenn dieselben
pädagogischen Kräfte nach mehr Ressourcen verlangen, also bessere
Schulbücher, digitale Lehrmittel wie Computer oder - der Himmel möge
verzeihen, dass ich es noch einmal erwähne! - bessere Bezahlung, werden sie
von denselben Politikern ignoriert und für ihre »unverschämten Forderungen«
geohrfeigt, die sie jetzt mit Glock-Pistolen und AR-15-Automatikgewehren
ausstatten wollen. Das ist absolut verrückt!

Lehrerkollegien sind keine Sondereinsatzkommandos. Von ihnen sollte auch
nicht erwartet werden, sich an ihren Schulen dafür aufstellen zu lassen.
Kann sich jemand vorstellen, welche Gefahren lauern, wenn Schulkinder von
bewaffneten Lehrerinnen oder Lehrern beschützt werden sollen, die sowieso
schon gestresst sind, weil sie täglich mit Überarbeitung, Unterbezahlung
und mangelndem Respekt von Politikern zu kämpfen haben?

Es ist heute gewiss nicht einfach, an den öffentlichen Schulen des 
US-Bildungssystems zu unterrichten, aber es ist unendlich lohnend, wenn eine
Lehrerin spürt, dass ihre Klasse durch ihren Unterricht die Freude am
Lernen entdeckt. Deshalb brauchen alle Lehrkräfte die Unterstützung der
Gesellschaft bei ihrem täglichen Tun, aber sie brauchen ganz bestimmt keine
Kriegswaffen. Doch bessere Schulbücher, mehr Raum für die pädagogische
Arbeit, mehr Respekt und bessere Bezahlung gehören nicht zur Agenda des
Trump-Regimes.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 66 vom 19. März 2018
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Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/8240: Und morgen, den 9. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.04.2018 bis zum 10.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8240 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenschein und Himmelblau,

frühe Nebelfelder,

Jean spürt auf dem Morgentau

schon den Wettermelder.
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IMI/852: Militär und Rüstungsindustrie - Raus aus Ulm!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/012 vom 6. April 2018

Militär und Rüstungsindustrie - Raus aus Ulm!

Rede auf dem Ostermarsch in Ulm am 2.4.2018 von Jacqueline Andres



Liebe Friedensfreundinnen und liebe Friedensfreunde,

liebe Mitstreiterinnen und liebe Mitstreiter,

ich freue mich, heute hier in Ulm mit euch gegen den Krieg und gegen den
Frieden zu demonstrieren und ich freue mich, dass wir heute so zahlreich
sind.

Es ist leider eine besondere Zeit in der wir uns befinden und leider ein
besonderer Ort, an dem wir uns befinden.

Es ist eine besondere Zeit, denn die Kriegstrommeln klingen immer lauter
und stellen uns vor die dringende Aufgabe, sie deutlich zu übertönen und
zum Verstummen zu bringen.

Der Rüstungswettlauf zwischen der NATO und Russland ebbt nicht ab. Im
Gegenteil! Erst Anfang letzten Monats verkündete Putin bei seiner Rede zur
Lage der Nation neue Atomwaffen zu entwickeln und stellte ein neues
Raketensystem vor. An der Aufrüstungsspirale dreht vorallem die NATO
eifrig mit: Allein im Jahr 2017 beliefen sich die Rüstungsausgaben der
NATO-Staaten auf 945 Mrd. US-Dollar - Russland hingegen gab mehr als 60
Milliarden US-Dollar aus.

Das sind unvorstellbare Summen, Summen, die genutzt werden sollten, um das
Leben von Menschen zu verbessern und nicht um es für wirtschaftliche
Profite und politische Interessen zu gefährden oder gar zu zerstören!

Liebe Friedensfreundinnen und liebe Friedensfreunde,

bald steht die Umsetzung eines weiteren Rüstungsprojekts an, das uns weiter
in die Richtung eines neuen Kalten Krieges zu drängen droht; ein
Rüstungsprojekt, das mir und meiner Generation, die den Kalten Krieg nicht
erleben mussten, eine vage Vorstellung davon gibt, wie es damals gewesen
sein musste. Es wird über die Stationierung neuer atomarer
Mittelstreckenraketen in Europa und d.h. auch in Deutschland, in Büchel,
diskutiert.

Der Richtungswechsel, den die Diskussion über die nukleare Teilhabe der
NATO vollzogen hat, ist sehr gefährlich. Noch im Jahre 2010 drehte er sich
um den kompletten Abzug der Atomwaffen aus Deutschland - ein Abzug, der
sogar von allen damaligen Bundestagsfraktionen befürwortet wurde. Jetzt
wird darüber diskutiert, wie sie modernisiert werden können und welche
vermeintlich präzisen atomare Sprengköpfe akzeptabel wären.

Liebe Friedensfreundinnen und liebe Friedensfreunde,

kein atomarer Sprengkopf ist akzeptabel!

Ein Stopp der Stationierung von Atomwaffen in Deutschland, in Europa, ist
die einzig vernünftige Forderung, um dieser hetzerischen und
menschenverachtenden Eskalationspolitik entgegenzusteuern! Und um dann
irgendwann alle Atomwaffen weltweit abzuschaffen!

Schauen wir uns doch nochmal das Peace-Zeichen an - ich möchte mich auch
nochmal dafür bedanken, dass der Flyer zu diesem Ostermarsch hier in Ulm
uns an seine Bedeutung und Geschichte erinnert hat: Es besteht aus zwei
Buchstaben des Winker-Alphabets und bedeutet "Atomare Abrüstung". Nicht
umsonst begleitet es alle möglichen Friedensgruppen, Friedensproteste und
Friedensbewegungen weltweit, seitdem es beim ersten Ostermarsch 1958 in
London eingeführt und bekannt wurde.

Die atomare Abrüstung ist und bleibt eine zentrale Forderung der
Friedensbewegung!

Die Drohgebärden der NATO beschränken sich nicht nur auf die stetige
Aufrüstung, sondern zeigen sich u.a. auch in diplomatisch provokanten und
angstschürenden Beschuldigungen, mit denen strafende Maßnahmen einhergehen.
Der Fall des Giftgasanschlags auf den Spion Skripal zeigt die Bereitschaft
der NATO-Staaten Russland als Gefahr darzustellen. Ohne auf Beweise für die
bis jetzt zweifelhafte Täterschaft Russlands zu warten, wird Russland als
schuldig befunden und bestraft - mit der Ausweisungen von Diplomat_innen,
die für Gespräche wichtig sind. Entspannungspolitik sieht anders aus!
Und Entspannungspolitik, liebe Friedensfreundinnen und liebe
Friedensfreude, ist was wir brauchen!

Doch die Rüstungsindustrie freut sich über die steigende Spannung zwischen
der NATO und Russland, die ihre Kassen klingeln lässt.

Die stetige Angstmacherei fördert gemeinsam mit dem von der deutschen
Medienlandschaft seit Jahren wiedergegebenen verlogenen Diskurs über die
kaputt gesparte Bundeswehr die Investitionsbereitschaft der Bundesregierung
für das Militär. Aber in die Bundeswehr wird stetig mehr Geld gepumpt, das
dann für Schulen, für Krankenhäuser, für sozialen Wohnungsbau, Kitas und
alles was einen sozialen Frieden stärkt und den kommenden Generationen
Zukunftsperspektiven schenkt, fehlt!

Im Jahr 1999 belief sich der Militärhaushalt noch auf umgerechnet 24,3 Mrd.
Euro - im Jahr 2017 lag er bei 37 Mrd. Euro. Das klingt nicht nach kaputt
sparen, sondern das ist eine Steigerung von stolzen 50%!

Bundesverteidigungsministerin von der Leyen verkündete im Jahr 2016 130
Mrd. Euro für neue Rüstungsprojekte auszugeben. Darin sind nicht die Kosten
der Bundeswehr eingeschlossen - 130 Mrd. Euro für ganze 1,600
Rüstungsprojekte. Stellen wir uns doch mal nur kurz vor, was wir alles mit
130 Mrd. Euro in diesem Land anstellen könnten! Damit könnten wir wirklich
die soziale Sicherheit aller stärken, Rassismus bekämpfen, Zukunftsängste
nehmen, für die Gesellschaft konstruktive Projekte fördern - liebe
Mitstreiterinnen und liebe Mitstreiter - das Geld ist da, es wird nur für
die falschen Sachen ausgegeben.

Erinnern wir uns an 2010. Nicht nur der Abzug der Atomwaffen aus
Deutschland wurde diskutiert, sondern damals wurde ein Sparkurs für die
Bundeswehr beschlossen. Weniger Personal, weniger Liegenschaften und
weniger Ausgaben hieß die Forderung damals. Der politische Diskurs in
Berlin hat sich geändert, aber liebe Mitstreiterinnen und liebe
Mitstreiter, das heißt auch, dass er sich wieder ändern kann und dass wir
einen Beitrag dazu leisten können, dass er sich ändert. Laut der
Allensbach-Umfrage von Februar 2018 befürworten nur 27% der Bevölkerung die
Steigerung der Rüstungsausgaben - nur 27%. Darauf, liebe Mitstreiterinnen
und Mitstreiter, können wir aufbauen!

Mit der Rumweinerei der Bundeswehr und der Angstmacherei der
Bundesregierung wird versucht die Befürwortung aus der Bevölkerung zu
erhöhen. Wolfgang Ischinger von der Münchener Sicherheitskonferenz gab sich
kompromissbereit und redete jetzt davon, nicht unbedingt 2% des BIP - gemäß
der NATO-Vorgabe - auszugeben, sondern nur 1,5%. Dass ist ein "Kompromiss"
der Milliardenbeträge umfasst, 2% sind zu viel, 1,5% sind zu viel - ja,
jeder Euro der in die Bundeswehr und in Kriegsgeräte investiert wird ist zu
viel!

Doch die Kassen der Rüstungsunternehmen klingeln nicht nur wegen der
Bundeswehrinvestitionen, sondern wegen der skrupellosen Rüstungsexporte.
Deutsche Panzer rollen durch Afrin. Seit Ende Januar 2018, seit dem Beginn
der völkerrechtswidrigen Militäroffensive "Operation Olivenzweig" der
Türkei - einem Land, das unter Erdogan immer faschistischere Züge annimmt -
genehmigte die Bundesregierung Rüstungsexporte im Wert von 4,4 Mio. Euro an
die Türkei. Das ist eine Schweinerei!

Selbst an Saudi Arabien liefert die Lürssen-Werft jetzt acht
Patrouillenboote. Im Sondierungspapier hieß es noch, keine Rüstungsgüter
sollen mehr an Kriegsparteien geliefert werden, die in den Jemenkrieg
involviert sind. Das Koalitionspapier hat die Forderung weichgespült. Saudi
Arabien und die VAE sind die Hauptkriegsakteuere, die seit 2015 zerbomben
und seit 2015 eine See-, Land- und Luftblockade gegen den Jemen
aufrechterhalten. Es handelt sei bei Jemen um ein Land, dass bereits vor
dem Krieg 90% seiner Nahrungsmittel durch Importe aus dem Ausland bezog.
Diese Patrouillenboote werden vermutlich für diese Blockade, diese
katastrophale Hungerblockade eingesetzt und damit macht sich die
Bundesregierung an dem Kriegsverbrechen dieser Blockade mitschuldig. Mehr
als 7 Millionen Menschen sind am verhungern, mehr als 18 Millionen leiden
an Hunger - alle zehn Minuten stirbt nach Aussagen von UNICEF ein Kind in
Jemen, schwach durch den Hunger stellen Krankheiten, die durch die fehlende
Medizin nicht behandelt werden können, schnell eine Lebensgefahr dar - die
Katastrophe ist menschengemacht.

Dieses Jahr sollen auch noch suadische Grenzschützer_innen von der
Bundespolizei und saudische Soldaten von der Bundeswehr in Deutschland
ausgebildet werden.

Wir lehnen diese Zusammenarbeit ab! Wir lehnen diese Rüstungsexporte ab!

Nicht nur für offene Kriege und militärische Operationen wird exportiert.
Einer der großen Profitbringer ist die technologisierte
Migrationsbekämpfung. Aus Deutschland werden Überwachungstechnologien
exportiert, um offiziell gegen Terroristen, aber auch gegen illegalisierte
Migration zu agieren und faktisch auch gegen regierungskritische Stimmen.
Millionen, nein gar Milliarden gibt die EU dafür aus. Diese Technologien,
gemeinsam mit der durch die EU und die Bundesregierung forcierte Stärkung
der lokalen Polizei- und Militärstrukturen, schaffen und verschlimmern
bereits existierende Fluchtursachen. Die Stärkung des Sicherheitsektors und
die Abriegelung der Grenzen nehmen den Menschen ihr Recht auf
Bewegungsfreiheit und stärken repressive Regime - so sollte
Entwicklungshilfe nicht aussehen!

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit Frankreich die neo-koloniale
Armeestruktur der G5-Sahel geschaffen. Die angeheizte Militarisierung, die
auch im den Staat Niger betrieben wird, mit den Militärstützpunkten der
USA, Frankreich, Deutschland und bald wohl auch Italiens, mit dem Ausbau
des lokalen Militärs und der Polizei, destabilisiert das Land zusehends und
ruiniert es.

Deshalb fordere ich die Bundesregierung auf: Stoppt die Rüstungsexporte!
Stoppt sie nicht nur an Kriegsparteien - sondern an alle Länder! Stoppt die
Militärforschung und die Produktion von Rüstungsgüter! Die brauchen wir
nicht!

Wie bereits gesagt, befinden wir uns nicht in einer besonderen Zeitphase,
sondern hier in Ulm befinden wir uns auch an einem besonderen Ort - hier
wird Krieg eingeübt, Krieg geht von hier aus und hier werden auch
Kriegsinstrumente entwickelt und produziert.

In Ulm hat der Rüstungskonzern Thales einen Sitz. Es handelt sich dabei um
einen der größten Rüstungsriesen weltweit, ein Konzern, der mit am meisten
Gelder von der EU-Forschungs- und Innovationsförderung Horizon2020 erhalten
hat und u.a. Technologien zur Grenzüberwachung entwickelt und herstellt. Es
ist einer der größten Profiteure der menschenverachtenden
EU-Migrationspolitik!

Das gleiche gilt für Airbus/Hensoldt, ebenfalls hier zentral in den
Innenstadt gelegen.

In Tunesien bewachen von Deutschland ausgebildete Grenzschützer mit
Nachtsichtgeräten von Airbus die Grenzen - angeblich, um sie vor
Terroristen zu schützen, doch faktisch hindern sie Menschen daran, vor dem
erschütternden Bürgerkrieg in Libyen zu fliehen. Hensoldt entwickelt
Radare, Sensoren und Optronik, um die Grenzen Europas und ihre
vorverlagerten Grenzen auf dem afrikanischen Kontinent zu schließen - mit
tödlichen Konsequenzen für unglaublich viele Menschen.

Nicht nur die Rüstung ist hier ansässig - auch die Bundeswehr ist in Ulm am
Start. Im Juni wird darüber entschieden, ob nicht auch die NATO hier ein
Plätzchen erhalten könnte: für ihre Logistikzentrale, die
Truppenverlegungen organisieren solle. Hier in Ulm, so heißt es, könnte man
auf langjährige Erfahrungen aufbauen, denn hier ist ebenfalls das
Multinationale Kommando Operative Führung. Schauen wir uns doch mal an,
liebe Mitstreiterinnen und liebe Mitstreiter, was für Truppenverlegungen
die NATO gerade so durchführt. Da wäre seit Sommer 2017 die Operation
Enhanced Forward Presence, die unter Führung der Bundeswehr Truppen aus
Deutschland, Niederlande, Norwegen, Kroatien und Frankreich in Litauen
stationiert und üben lässt. Provokant ist diese NATO-Truppenberlegung
Richtung Osten, Richtung Russland und sie ist nicht nur provokant, sie ist
auch illegal und gefährlich. Die 1979 NATO-Russland-Akte schrieb fest, dass
keine substanziellen Kampftruppen dauerhaft in Osteuropa stationiert werden
dürften. Der Trick, denn die NATO anwendet, ist dass die Truppen ja nicht
dauerhaft stationiert seien, sondern alle paar Monate rotieren würden. Das
ist Augenwischerei, liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter. Die
Truppenverlegung, die von der NATO ausgehen und auch hier in Ulm geplant
und koordiniert werden sollen, sind gefährlich.

Bereits in Ulm vorhanden ist wie gesagt seit 2013 das Multinationale
Kommando Operative Führung. Offiziell ehißt es: "Das Kommando ist darauf
ausgerichtet, im Auftrag der Vereinten Nationen, der NATO oder der EU,
jederzeit einsatzbereit und schnell verlegbar, die Führung von weltweiten
Krisenmanagementeinsätzen zu übernehmen. Die militärstrategische und
militäroperative Führung von EU-Battlegroups hat sich zum Markenzeichen des
Kommandos entwickelt. Zertifiziert ist es jedoch zur Führung von
Operationen multinationaler Streitkräfte aus Heer, Luftwaffe, Marine und
spezialisierten Kräften mit einer Stärke von bis zu 60.000 Soldaten."

Doch nicht nur die EU-Battlegroups, auch das Rahmennationkonzept wurde 2012
hier in Um mit der kurzzeitigen Eingliederung von rumänischen Militärs in
die Bundeswehr ausprobiert. Hier lernen u.a. die EU-Mitgliedstaaten, besser
gemeinsam militärisch zu agieren. Doch die EU soll nicht lernen besser
militärisch zu agieren, sie soll lernen besser zivil und sozial zu agieren!
Wir brauchen keine Militär-EU, wir brauchen eine friedliche EU!

Liebe Mitstreiterinnen und liebe Mitstreiter,

wir lehnen die Pläne ab, mehr Soldaten und Soldatinnen in Ulm zu
stationieren. Ulm braucht nicht mehr Soldaten, sondern weniger. Ulm braucht
nicht einen einzigen Soldaten!

Deshalb freue ich mich so, heute hier mit euch für den Frieden und gegen
den Krieg zu demonstrieren! Der kontinuierliche Militarisierungsprozess,
der seit 2010 in Deutschland an Fahrt gewonnen hat, trägt den Krieg und das
Militär in die verschiedenen Sphären, Sektoren und Aspekte des
gesellschaftlichen Zusammenlebens. Ob die Bundeswehr an Schulen und Messen
versucht zu rekrutieren, sich den gleichen Personalkörper mit der Feuerwehr
und dem DRK teilen wollen, Universitäten und Kitas mit Abkommen an sich
binden - schrittweise normalisiert sich das fast omnipräsente Militär.
Ein Gedicht von Wolfgang Borchert aus den 20'er Jahren, das ihr vermutlich
alle gut kennt, zeichnete dies damals schon auf. Auch wenn sich in Details
einiges geändert hat, so führt es uns doch vor Auge, wie viele Ansatzpunkte
es gibt, wie viele Orte und Kontexte, aus denen wir, als Kriegsgegnerinnen
und Kriegsgegner, das Militär hinaus drängen können, diese Normalisierung
bremsen und rückgängig machen können, dem Militär seine Unterstützung
nehmen können, die es braucht. Deshalb erlaube ich mir, hier kurz die
Chance zu nutzen, Teile seines Gedichts vorzutragen:

Du. Mann an der Maschine und Mann in der Werkstatt. Wenn sie dir morgen
 befehlen, du sollst keine Wasserrohre und keine Kochtöpfe mehr machen -
 sondern Stahlhelme und Maschinengewehre. dann gibt es nur eins:
 Sag NEIN!

 Du. Mädchen hinterm Ladentisch und Mädchen im Büro. Wenn sie dir morgen
 befehlen, du sollst Granaten füllen und Zielfernrohre für
 Scharfschützengewehre montieren, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

 Du. Besitzer der Fabrik. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst statt
 Puder und Kakao Schießpulver verkaufen, dann gibt es nur eins:
 Sag NEIN!

 Du. Forscher im Laboratorium. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst
 einen neuen Tod erfinden gegen das alte Leben, dann gibt es nur eins: Sag
 NEIN!

 Du. Dichter in deiner Stube. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst
 keine Liebeslieder, du sollst Haßlieder singen, dann gibt es nur eins:
 Sag NEIN!

 Du. Arzt am Krankenbett. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst die
 Männer kriegstauglich schreiben, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

 Du. Pfarr er auf der Kanzel. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst den
 Mord segnen und den Krieg heilig sprechen, dann gibt es nur eins: Sag
 NEIN! 

 Du. Kapitän auf dem Dampfer. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst
 keinen Weizen mehr fahren - sondern Kanonen und Panzer, dann gibt es nur
 eins: Sag NEIN!

 Du. Pilot auf dem Flugfeld. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst
 Bomben und Phosphor über die Städte tragen, dann gibt es nur eins: Sag
 NEIN!

 Du. Schneider auf deinem Brett. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst
 Uniformen zuschneiden, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

 Du. Richter im Talar. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst zum
 Kriegsgericht gehen, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

 Du. Mann auf dem Bahnhof. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst das
 Signal zur Abfahrt geben für den Munitionszug und für den
 Truppentransport, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

 Du. Mann auf dem Dorf und Mann in der Stadt. Wenn sie morgen kommen und
 dir den Gestellungsbefehl bringen, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

 Du. Mutter in der Normandie und Mutter in der Ukraine, du, Mutter in
 Frisko und London, du, am Hoangho und am Mississippi, du, Mutter in
 Neapel und Hamburg und Kairo und Oslo - Mütter in allen Erdteilen, Mütter
 in der Welt, wenn sie morgen befehlen, ihr sollt Kinder gebären,
 Krankenschwestern für Kriegslazarette und neue Soldaten für neue
 Schlachten, Mütter in der Welt, dann gibt es nur eins: Sagt NEIN! Mütter,
 sagt NEIN!



Es freut mich euch, mit so vielen die Nein sagen, hier zu stehen. Und ich
will darauf hinweisen, dass wir nicht alleine sind. An ganzen 90 Orten fand
der diesjährige Ostermarsch in Deutschland statt. Ich möchte auch die
Chance nutzen, einen solidarischen Gruß an den heutigen Ostermarsch in
Büchel zu schicken, wo die atomare Sprengköpfe der USA im Rahmen der
nuklearen Teilhabe der NATO stationiert sind. Letztes Jahr haben mutige
Aktivistinnen und Aktivisten auf der Landebahn des Militärstützpunktes mit
ihrer friedlichen Präsenz die Soldat_innen daran gehindert, den Umgang mit
atomar bewaffenbaren Kriegsflugzeugen zu üben. Die Konsequenz waren
Anzeigen und Prozesse, von denen einige bereits mit Verurteilungen geendet
sind.

Liebe Friedensfreundinnen und liebe Friedensfreunde, wenn es rechtens und
legal ist, den Einsatz von Atomwaffen zu üben und nicht rechtens und nicht
legal, sich dagegen zu wehren, dann läuft etwas schief!

Deshalb an alle die wegen ihrer Friedensarbeit vor Gericht standen oder
stehen, die etwas privat, beruflich und gesundheitlich riskieren: Danke!
Danke für euren Mut! Danke für die Inspiration, die ihr uns gebt. Danke,
dass ihr einiges riskiert, um euch für eine friedlichere Welt einzusetzen!

Am 26. März hat die Dauerpräsenz für das Jahr 2018 von der Friedensbewegung
in Büchel angefangen. Bis zum Nagasaki-Gedenktag am 9. August soll sie
dauern. Es ist ermutigend, dass auch dieses Jahr zahlreiche Aktionen und
Proteste dort vorgesehen sind - und wir sind alle eingeladen uns daran zu
beteiligen, um die Bundesregierung unter Druck zu setzen, damit sie die
nukleare Teilhabe aufgibt, die Atomwaffen aus Büchel abschafft und den
neuen Atomwaffenverbotsvertrag der UN zu unterzeichnen. Am 8. Mai findet in
Berlin eine große Aktion gegen Rheinmetall statt, Rheinmetall hat
mittlerweile mehr als 39 Munitionsfabriken in unterschiedlichen Staaten
errichtet - teils in Kooperation mit Denel Munitions Ltd aus Südafrika.
Eine der Munitionsfabriken ist auf Sardinien - die dort hergestellten
Bomben setzt Saudi Arabien im Jemenkrieg ein. Auch auf Sardinen werden neue
Aktionen gegen Rheinmetall geplant - zusammen und koordiniert können wir
einiges machen!

Ich hoffe, bald wieder in Ulm mit euch zu demonstrieren, hoffentlich wird
der Anlass nicht das Logistikzentrum der NATO sein - und wenn es der Anlass
sein sollte, dann bin ich zuversichtlich, dass wir uns gemeinsam auf der
Straße dagegen wehren werden. Die zahlreiche Präsenz heute hier auf dem
Ostermarsch ist ein vielversprechendes Zeichen. Krieg beginnt hier, lasst
ihn uns hier stoppen!

 * 
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GEWERKSCHAFT/196: Tarifrunde Tageszeitungen - ver.di ruft vor nächster Verhandlungsrunde zu Streiks auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. April 2018

Tarifrunde Tageszeitungen: ver.di ruft vor nächster Verhandlungsrunde
zu Streiks auf



Berlin - Zu weiteren Streiks ruft die Deutsche Journalistinnen- und
Journalisten-Union (dju) in ver.di vor der vierten Verhandlungsrunde
für die rund 13.000 Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten am
kommenden Montag (9. April) in Frankfurt/Main auf. Den Auftakt machen
Redaktionen in Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein. In Lübeck
und Kiel sowie in Stuttgart und anderen Orten in Baden-Württemberg
haben Beschäftigte bereits am Freitag (6. April) die Arbeit
niedergelegt.

Für Montag ist mit einer deutlichen Ausweitung der Aktionen zu
rechnen: "Wir haben den Gehaltstarifvertrag mit dem Bundesverband
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) gekündigt, um für unsere Mitglieder
ein Ziel zu erreichen: 4,5 Prozent mehr Geld und für den
journalistischen Nachwuchs eine überproportionale Mindesterhöhung von
200 Euro. In nunmehr drei Runden haben die Verlegervertreter
versucht, die Verhandlungen auf ein Nebengleis zu führen und uns
einen Preis für eine Erhöhung der Gehälter und Honorare abzutrotzen",
kritisierte der Verhandlungsführer der dju in ver.di, Matthias von
Fintel. "Unsere Antwort darauf ist klar und wird von der Mehrheit
unserer Kolleginnen und Kollegen mitgetragen und durch Streiks
verdeutlicht: Wir wollen keine Scharmützel auf Nebengleisen, sondern
endlich unser Ziel erreichen."

Von Fintel erwartet daher für die Verhandlungen ein deutlich besseres
Angebot seitens des Verlegerverbandes BDZV, der bislang lediglich
eine Erhöhung der Gehälter um zweimal 1,3 Prozent jeweils ab 1.
August 2018 und 2019 bei einer Tarifvertragslaufzeit von 30 Monaten
anbietet. "Zu viele Nullmonate und nicht mal ein Inflationsausgleich
für die Zeit bis Mitte 2020 bedeuten Reallohnverluste, die die
Redaktionen einmal mehr von der allgemeinen Tarifentwicklung
abhängen", stellte von Fintel fest. "Wir brauchen ein Angebot, das zu
spürbar höheren Gehältern und Honoraren für die fest angestellten und
freien Kolleginnen und Kollegen führt. Den Verlagen geht es gut, sie
haben sich nicht zuletzt durch Personalabbau auf die veränderten
Rahmenbedingungen in der Verlagswirtschaft eingestellt. Sie setzen
endlich auf Bezahlinhalte für die digitale Zukunft der Branche. Dafür
brauchen sie die besten journalistischen Köpfe und entsprechend
attraktive Bedingungen, denn sonst verdingt sich grade der Nachwuchs
in anderen Bereichen", warnte von Fintel.

 * 
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PREIS/2186: Deutscher Kamerapreis 2018 - Jury nominiert 27 Kameraleute und Editoren (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. April 2018

DEUTSCHER KAMERAPREIS 2018

Jury nominiert 27 Kameraleute und Editoren



427 Filme und Fernsehbeiträge hat die Jury des DEUTSCHEN KAMERAPREISES
unter dem Vorsitz des diesjährigen Jurypräsidenten Prof. Dr. Norbert
Grob in diesem Jahr gesichtet. Insgesamt 27 Kamerafrauen und
Kameramänner sowie Editorinnen und Editoren konnten mit ihren Arbeiten
das Expertenteam überzeugen und wurden nominiert. Die Gala anlässlich
der Verleihung des DEUTSCHEN KAMERAPREISES findet am 7. Juli 2018 in
den Fernsehstudios des Westdeutschen Rundfunks in Köln statt. Dann
wird bekannt gegeben, wer aus dem Kreis der Nominierten einen der
begehrten Preise erhält.

In der Kategorie Kinospielfilm überzeugte Julia Daschner die Jury für
ihre Arbeit in Sonja Maria Kröners Debütfilm "Sommerhäuser" (WDR/BR) -
eine Geschichte über eine Großfamilie, deren Gemeinschaftsgarten im
Sommer 1976 zum Schauplatz absurder, komischer Situationen wird.
Außerdem nominiert sind Florian Ballhaus für das in Schwarz-Weiß
gedrehte Weltkriegsdrama "Der Hauptmann" von Robert Schwentke sowie
Gabriel Lobos für das Schweizer Drama "Blue My Mind" (SRF) von Lisa
Brühlmann, welches bereits den Schweizer Filmpreis 2018 gewann. Für
den Schnitt in "Magical Mystery oder: Die Rückkehr des Karl Schmidt"
kann sich Benjamin Ikes über eine Nominierung freuen.

Die Dramaserie "4 Blocks", die bereits mit einem Grimme-Preis und dem
Deutschen Fernsehpreis ausgezeichnet wurde, hat in der Kategorie
Fernsehfilm sowohl für die beste Kamera (Moritz Schultheiß) als auch
für den besten Schnitt (Jan Hille und Lars Jordan) Chancen auf den
DEUTSCHEN KAMERAPREIS. Auch Kameramann Thomas W. Kiennast ist in
dieser Kategorie für den österreichischen Tatort "Die Faust" (ARD/ORF)
erneut für den Kamerapreis nominiert. Im Rennen ist außerdem das Drama
"Fremde Tochter" (SWR) von Stephan Lacant. Nominiert ist hier
Kameramann Michael Kotschi.

In diesem Jahr wurden die Kategorien Dokumentation und Dokumentarfilm
eigenständig gewertet. Wolfgang Daut zeichnet für den Schnitt in der
3sat-Dokumentation über die junge Saxophonistin Anna-Lena Schnabel
verantwortlich - und ist Anwärter auf den Preis. Kamerafrau Zoë
Schmederer gehört zu den Nominierten für ihre Arbeit in der
Dokumentarserie "früher oder später" (BR). Der DEUTSCHE KAMERAPREIS
fördert mit einem Nachwuchspreis die bildgestalterische Arbeit von
Schülern, Auszubildenden, Studenten und Berufsanfängern. Unterstützt
wird dieser Preis im Wert von 5.000 Euro von Panasonic.

Seit 1982 würdigt der DEUTSCHE KAMERAPREIS herausragende Leistungen
in Bildgestaltung und Schnitt. Gastgeber der diesjährigen Jurysitzung
war die tpc in Zürich. Geehrt werden in diesem Jahr Kameraleute und
Filmeditoren in den Kategorien Kinospielfilm, Fernsehfilm, Kurzfilm,
Journalistische Kurzformate, Dokumentarfilm und Dokumentation. Die
Preisverleihung am 07. Juli 2018 wird in mehreren Fernsehprogrammen zu
sehen sein.
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MAGAZIN/847: WDR - Mai Thi Nguyen-Kim moderiert ab Mai bei Quarks (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. April 2018

WDR Wissensmagazin

Mai Thi Nguyen-Kim moderiert ab Mai bei Quarks



Mai Thi Nguyen-Kim ist neue Moderatorin beim Wissensmagazin Quarks.
Von Mai an wird die 30-Jährige regelmäßig neben Ranga Yogeshwar und
Ralph Caspers vor der Kamera stehen - und ihre Leidenschaft für die
Wissenschaft unter Beweis stellen.

Los geht es am 1. Mai um 20.15 Uhr im WDR Fernsehen. In ihrer ersten
Sendung widmet sich die promovierte Chemikerin den Wetterkapriolen im
Frühling. Dabei trifft sie auf Sven Plöger, den ARD-Experten für
Regen, Sonne, Wind und Schnee. Mai Thi Nguyen-Kim erklärt, wie der
Frühling Flora und Fauna in Schwung bringt, was es mit der
Frühjahrsmüdigkeit auf sich hat und warum sich trotz des Erwachens der
Natur im April mehr Menschen das Leben nehmen als zu jeder anderen
Jahreszeit. Die neue Quarks-Moderatorin trifft für "Endlich Mai! - Das
verrückte Frühlingswetter im Westen" (Redaktion: Lorenz Beckhardt)
auch auf Menschen, für die der Frühling mehr ist als nur eine
Jahreszeit: März und April entscheiden für den Biobauern Michael Rönn
zum Beispiel darüber, wie gut oder schlecht seine Obsternte ausfällt.

Mai Thi Nguyen-Kim hat an den renommiertesten Universitäten - RWTH
Aachen, Harvard- University, Massachusetts Institute of Technology -
in Deutschland und den USA geforscht. Schon während ihrer Promotion
ist Nguyen-Kim erfolgreich auf Science-Slams aufgetreten. Sie versteht
es, komplexe Zusammenhänge verständlich zu erklären, und blickt gerne
hinter die Dinge. Als YouTuberin begeistert Mai Thi Nguyen-Kim eine
große Fangemeinde, zum Beispiel auf ihrem Wissenschafts-Kanal
"Schönschlau" - ein Format von funk, dem jungen Online-Angebot von ARD
und ZDF.

Quarks XL

Endlich Mai! - Das verrückte Frühlingswetter im Westen

1. Mai, 20:15, WDR Fernsehen
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AUSLAND/8668: Aus aller Welt - 08.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Texas und Arizona entsenden Reservisten an mexikanische Grenze

Die republikanisch regierten US-Bundesstaaten Texas und Arizona
wollen insgesamt 400 Mitglieder der Nationalgarde sowie
Einsatzfahrzeuge und Flugzeuge an die Grenze zu Mexiko schicken. Die
ersten Nationalgardisten aus Texas seien bereits am Freitagabend
entsandt worden, um den Grenzschutz zu unterstützen, teilte
Heimatschutzministerin Kirstjen Nielsen in Washington mit. Wie die
Mission finanziert werden soll, war zunächst unklar. Der Einsatz der
Nationalgarde war von US-Präsident Donald Trump am Mittwoch
eingeleitet worden. Trump begründet die Maßnahme mit der nationalen
Sicherheit. Wie der Präsident ankündigte, sollen 2.000 bis 4.000
Nationalgardisten an der Südgrenze der USA patrouillieren.

8. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8668: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen mutmaßliche Reichsbürger in drei Ländern

In Berlin, Brandenburg und Thüringen haben Spezialeinheiten der
Polizei Wohnungen von Reichsbürgern durchsucht. Nach Angaben der
Bundesanwaltschaft besteht der Verdacht, daß die Verdächtigen eine
rechtsterroristische Vereinigung gegründet haben und für ihre Ziele
auch töten würden. Festnahmen erfolgten den Karlsruher Angaben
zufolge zunächst nicht.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8665: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland warnt USA vor einer Militärintervention in Syrien

Die USA erwägen wegen eines angeblichen Chemiewaffenangriffs auf die
syrische Rebellenhochburg Duma einen Vergeltungsschlag in dem
Bürgerkriegsland. Nach Angaben vom Westen finanzierter
Hilfsorganisationen sollen bei dem Abwurf einer Chlorbombe am
Samstagabend fast 50 Menschen getötet und Hunderte weitere verletzt
worden sein. Die Verantwortlichen müßten einen hohen Preis dafür
bezahlen, sagte US-Präsident Donald Trump, der dem Iran und Rußland
eine Mitverantwortung zuwies, da sie den syrischen Präsidenten
Baschar al Assad unterstützen. Das Außenministerium in Moskau warnte
die USA unterdessen davor, den vermeintlichen Chemiewaffenangriff als
Vorwand für einen Militäreinsatz in Syrien zu nutzen. Teheran sprach
von einer Verschwörung gegen Assad.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8667: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sebastian Hartmann übernimmt SPD-Vorsitz in Nordrhein-Westfalen

Der Bundestagsabgeordnete Sebastian Hartmann soll Nachfolger von
Michael Groschek als neuer Vorsitzender der nordrhein-westfälischen
SPD werden. Das Amt der Generalsekretärin soll die Dortmunder
Unterbezirkschefin Nadja Lüders übernehmen. Das habe die vom
Landesvorstand eingesetzte Personalkommission am Sonntag bei einer
Sitzung in Kamen einstimmig beschlossen, teilte die Partei mit.
Gewählt werden sollen die beiden bei einem Landesparteitag in Bochum
am 23. Juni.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8666: Tragisches und Kurioses - 08.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Feuer im Trump Tower in Manhatten

Bei einem Hochhausbrand in New York ist ein Mensch ums Leben
gekommen. Das Feuer war aus noch unbekannten Gründen in einer großen
Wohnung auf der 50. Etage des Trump Tower ausgebrochen. Vier
Einsatzkräfte wurden bei den Löscharbeiten leicht verletzt. Die
Feuerwehr brachte den Brand nach kurzer Zeit unter Kontrolle. Neben
dem Penthouse des US-Präsidenten im 66. Stock beherbergt der Trump
Tower an der Fifth Avenue das Hauptquartier der Trump Organisation.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7751: Aus Forschung und Technik - 08.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA sichert sich drei Plätze in russischen Raumschiffen für 2019

Der erste bemannte Flug der CST-100 Starliner Kapsel wird
voraussichtlich erst Anfang 2019 stattfinden. Der Luft- und
Raumfahrtkonzern Boeing erklärte, daß weitere Hardware entwickelt
werden muß und daß diverse Tests der verschiedenen Systeme noch nicht
abgeschlossen sind. Der Zeitplan des Unternehmens sieht im dritten
Quartal 2018 einen unbemannten Testflug vor. Fällt dieser positiv
aus, könnte der bemannte Flugtest Ende des Jahres stattfinden - falls
nicht aber erst im ersten Quartal des folgenden Jahres, teilte Boeing
mit. Für den Fall, daß Boeings Starliner nicht rechtzeitig für
bemannte Flüge zur Internationalen Raumstation ISS zur Verfügung
steht, buchte die NASA für 2019 drei Plätze in russischen
Sojus-Raumschiffen. Das berichtete die russische Agentur RIA Novosti
unter Berufung auf den Staatskonzern GK Roskosmos.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7764: Aus aller Welt - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Streik der Eisenbahner in Frankreich

In Frankreich hat die Eisenbahnergewerkschaft für Sonntag erneut
Streiks im Bahnverkehr organisiert. Die meisten TGV-Schnellzüge und
zwei Drittel der Regionalzüge sind ausgefallen. Die Eisenbahner
wehren sich mit den Arbeitsniederlegungen gegen die Pläne der
französischen Regierung, den Personenverkehr zu reformieren und an
die Vorgaben der EU zur Verschärfung des Wettbewerbs anzupassen.
Unter anderem sollen deswegen neue Beschäftigte bei den Staatsbahnen
keinen den Beamten ähnlichen Status mehr erhalten. Das bedeutet zum
Beispiel, daß sie später in Rente gehen können als die bereits
eingestellten Kollegen und Kolleginnen. Bereits am Mittwoch waren die
Schnellzüge und Regionalzüge in Frankreich bestreikt worden. Für
diesen Montag ist mit weiteren Arbeitsniederlegungen zu rechnen. Die
Eisenbahner streiken seit Anfang des Monats jeweils an zwei Tagen, um
an den drei Folgetagen wieder zur Arbeit zu erscheinen. Das Vorgehen
wollen sie bis Ende Juni fortsetzen.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7725: Medizin und Gesundheitswesen - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Chirurgischen Eingriff auch unter ASS-Medikation

Bekanntlich wird das Schmerzmittel Acetylsalicylsäure (ASS) auch als
Gerinnungshemmer zum Schutz vor Schlaganfall und Herzinfarkt
eingesetzt. Das geht einher mit einer erhöhten Blutungsneigung. So
bergen größere Operationen bei Patienten mit einer ASS-Medikation ein
gewisses Risiko. Zumindest bei Bypass-Operationen scheint die Gefahr
nicht sehr groß zu sein. Oft braucht die ASS-Gabe bei diesem Eingriff
noch nicht einmal unterbrochen zu werden. Dies hat eine klinische 
Studie ergeben, wie Paul Myles von der Alfred and Monash University in
Melbourne und Mitarbeiter berichteten.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7752: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Razzien bei acht mutmaßlichen Reichsbürgern

Unter Federführung der Bundesanwaltschaft sind die Wohnungen unter
anderem von acht Personen in Berlin, Brandenburg und Thüringen
durchsucht worden. Festnahmen erfolgten nicht. Sieben Männer und eine
Frau stehen im Verdacht, eine rechtsterroristische Vereinigung
gegründet und sich Waffen besorgt zu haben. Außerdem könnten sie
bereit sein, für ihre Ziele zu töten, so die Ermittler. Bei den
Verdächtigen handelt es sich möglicherweise um sogenannte
Reichsbürger, welche die Bundesrepublik Deutschland als Staat nicht
anerkennen. Sie wollen die bundesrepublikanische Ordnung durch eine
an die organisatorische Struktur des deutschen Kaiserreiches
angelehnte, neue staatliche Ordnung ersetzen, heißt es in einer
Mitteilung der Generalbundesanwaltschaft. An den
Wohnungsdurchsuchungen waren die Anti-Terror-Einheit GSG 9 und das
Mobile Einsatzkommando (MEK) der Polizei beteiligt.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7677: Sprache, Kunst und Medium - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Treffen der Drehorgelliebhaber in Naumburg

In der malerischen Burgenlandkreisgemeinde Naumburg haben sich an
diesem Wochenende Drehorgelspieler aus vieler Herren Länder
versammelt.

Nach Angaben des Clubs Deutscher Drehorgelfreunde präsentieren sich
zwischen dem mittelalterlichen Holzmarkt und dem berühmten Dom
Hunderte Drehorgelspieler aus 15 Ländern. Als Höhepunkt galt am
Sonnabend ein Drehorgelkonzert mit Werken von Bach bis Vivaldi im
Naumburger Dom.

Laut MDR Sachsen-Anhalt veranstaltet der Club, der in Deutschland etwa
650 Mitglieder zählt, noch bis Sonntag seine Jahreshauptversammlung in
Naumburg.

Nachweislich tauchten in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die
ersten Drehorgeln auf, auch Leierkästen genannt, mit denen vor allem
Kriegsveteranen versuchten, ihren Lebensunterhalt zu sichern. Auch
nach dem Zweiten Weltkrieg gehörten Drehorgelspieler noch zum
Straßenbild. Heute finden sich nur noch wenige Liebhaber, die ihre
Geräte pflegen und bemüht sind, die Tradition aufrechtzuerhalten.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7742: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



HRW berichtet über schutzlose Zivilisten aus Afrin

Die türkische Armee ist am 20. Januar in die syrische Region Afrin
einmarschiert und hat mit Hilfe dschihadistischer Milizen die
gleichnamige Stadt unter ihrer Kontrolle gebracht. Bis dahin wurde
sie von syrischen Kurden verwaltet und von den kurdischen
Volksverteidigungseinheiten YPG geschützt. Seit der türkischen
Invasion mußten nach Angaben der Vereinten Nationen mindestens
137.000 Menschen aus Afrin fliehen. 50.000 bis 70.000 Menschen sind
in der Stadt geblieben. Die Menschenrechtsorganisation Human Rights
Watch (HRW) berichtete am Sonntag, syrische Regierungstruppen und
Verbündete ließen die fliehenden Menschen allenfalls gegen eine
Gebühr von umgerechnet bis zu 1000 US-Dollar in das von ihnen
kontrollierte Gebiet. In Afrin und den umliegenden Dörfern plünderten
türkische Soldaten und verbündete Milizen und zerstörten Eigentum von
Zivilisten. Die aus Afrin geflohenen Menschen sind bei unzureichender
Versorgung mit Lebensmitteln, sauberem Wasser und medizinischer Hilfe
im Umland gestrandet.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7756: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission wird Fördergelder an Rechtsstaatlichkeit knüpfen

Die EU-Kommission wird im Haushaltsrahmen 2021 bis 27 die Vergabe von
Fördergeldern an die Achtung rechtsstaatlicher Standards in den
Mitgliedsländern knüpfen. Das kündigte der Haushaltskommissar
Oettinger in einem Interview des Tagesspiegels am Sonntag an. Er
betonte, die Kommission sei grundsätzlich auf eine Gerichtsbarkeit in
den Mitgliedstaaten angewiesen, welche unabhängig von Regierung und
Parlament sei. Ausdrücklich geht es bei Verknüpfung der
Rechtsstaatlichkeit und der EU-Regionalförderung nicht um eine Lex
Polen. Laut Oettinger entsprechen jedoch wichtige Teile der
polnischen Justizreform nicht den rechtsstaatlichen Prinzipien der
EU. Die EU-Kommission hat der polnischen Regierung mehrfach ihre
Bedenken mitgeteilt, aber Warschau ist ihr bisher nicht in genügendem
Maß entgegenkommen. Die Kommission wird den Rechtsstaatsdialog mit
der polnischen Regierung fortsetzen und dabei auf eine breite
Unterstützung der EU-Mitgliedstaaten bauen, so Oettinger. Wegen der
Justizreform in Polen hatte die EU-Kommission Ende 2017 ein Verfahren
wegen möglicher Verletzung der demokratischen Grundwerte eingeleitet.
Das kann zu einem Entzug von Stimmrechten führen.

8. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7727: Tragisches und Kurioses - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Endlich wieder zweite Schleuse am Kieler NOK verfügbar

Nach sieben Wochen steht die südliche Schleusenkammer am Kieler
Nord-Ostsee-Kanal wieder zur Verfügung. Wie das Wasserstraßen- und
Schifffahrtsamt in der Landeshauptstadt mitteilte, hat ein eigens aus
Rotterdam herbeigerufener Schwimmkran ein Ersatztor für das am 20.
Februar bei einer Havarie schwer beschädigte Tor eingesetzt.

Damit verkürzen sich laut NDR1 Welle Nord in Holtenau viele Wartezeit
beim Durchschleusen.

Das portugiesische Containerschiff "Akacia" hatte in der Nacht zum 20.
Februar das Tor der Südkammer mit zunehmender Geschwindigkeit gerammt
und teilweise durchbrochen. Seitdem stand in Kiel-Holtenau nur eine
Schleusenkammer zur Verfügung. Die Schadenshöhe soll im zweistelligen
Millionenbereich liegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7753: Arbeit, Soziales und Familie - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Flauer Protest gegen Antifa-Kongreß in Roter Flora

Rund zwei Dutzend sogenannte besorgte Bürger haben auf Einladung
eines AfD-Mitgliedes am Samstagabend am Hamburger U-Bahnhof Schlump
gegen den dreitägigen Antifa-Kongreß im Autonomentreff Rote Flora
protestiert. Rund 370 Gegendemonstranten wurden im Umfeld
registriert. Polizei war mit 1000 Beamten unter anderem aus Bremen
und von der Bundespolizei sowie sechs Wasserwerfern angerückt. Das
führte zu starken Verkehrsbehinderungen. Die Einsatzkräfte der
Polizei waren auch zur Absicherung einer Kurdendemonstration und
eines Spiels des Hamburger SV abgestellt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7736: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Höherer Spritzmittelnbedarf durch Genpflanzen

Schon lange warnen Umweltschützer davor, daß genveränderte Pflanzen
einen tiefen Eingriff in die Umwelt bedeuten. Die Folgen davon sind
bis heute nicht in ihrem vollen Umfang abzuschätzen. Wasser auf ihre
Mühlen werden fraglos die Ergebnisse des Münchner Gentechnik-Experten
Christoph Then sein. Untersuchungen hatten gezeigt, daß sich
inzwischen mehrere Unkrautarten und Pilze an die genmanipulierten
Pflanzen angepaßt haben. Das führt dazu, daß im näheren Umfeld von
Genpflanzen nicht selten mehr Spritzmittel eingesetzt werden müssen
als in der konventionellen Landwirtschaft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7741: Märkte und Finanzen - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Siemens gibt Rüstungsgeschäft in den USA ab

Das US-Unternehmen Curtiss-Wright übernimmt nach eigenen Angaben für
gut 200 Millionen US-Dollar vom Münchner Elektrokonzern Siemens
einen Anteil an Dresser-Rand. Der Maschinenbauer aus Houston (Texas)
ist Ausrüster für die Öl- und Gasindustrie, und er stattet U-Boote
und Flugzeugträger der US-Navy mit Dampf- und Gasturbinen sowie
Kompressoren aus. Siemens hatte Dresser-Rand 2015 für 7,8 Milliarden
US-Dollar übernommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7759: Aus Forschung und Technik - 08.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Körperliche Schäden durch Smartphone-Nutzung

Daß das stundenlange Einnehmen bestimmter Körperhaltungen der
Gesundheit nicht gerade förderlich ist, wird wohl kaum jemand
bestreiten. Trotzdem trifft man ständig auf Menschen, die in ihr
Smartphone regelrecht hineinkriechen. Bei solch einem Verhalten liegt 
es nahe, daß insbesondere Gelenke und Muskeln Schaden nehmen. Um das 
zu unterstreichen, haben Wissenschaftler eine Simulation vorgestellt,
die eindringlich zeigt, wie stark der Körper bei der Verwendung von
Mobilgeräten belastet wird. Ergebnis: Langes Tippen auf mobilen
Endgeräten soll nicht nur Daumen und Zeigefinger schädigen, sondern
ebenso Nacken und Rücken.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1643: Regierungspressekonferenz vom 6. April 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 6. April 2018

Regierungspressekonferenz vom 6. April 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Treffen mit dem ukrainischen
Präsidenten, Klausurtagung in Schloss Meseberg, Kabinettsitzung, Treffen
mit dem dänischen Ministerpräsidenten, Treffen mit dem Staatspräsidenten
der Republik Serbien), Entlassung von Carles Puigdemont aus der JVA
Neumünster, Programm "Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt", Modernisierung des
Rüstungswesens der Bundeswehr, Antisemitismus und Rassismus in Deutschland,
Neuregelung des Familiennachzugs, Asyllagebericht für Syrien, türkische
Militäroffensive in Syrien, mögliche USA-Reise der Bundeskanzlerin,
verminderte Emissionsgrenzwerte für die Binnenschifffahrt, Verbringung
sechs türkischstämmiger Personen aus dem Kosovo in die Türkei durch den
türkischen Geheimdienst, Vereinbarung zwischen Israel und dem UNHCR zur
Umsiedlung von Flüchtlingen, Einsatz scharfer Munition vonseiten Israels im
Gazastreifen, Berichte über pakistanische Militärberater aufseiten der
Taliban in Afghanistan


Sprecher: SRS'in Demmer, Kall (BMJV), Breul (AA), Neumann (BMVg),
Ehrentraut (BMAS), Jornitz (BMWi), Kock (BMI), Friedrich (BMVI), Haufe
(BMU)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Ich beginne mit den Terminen für die nächste Woche.

Die Bundeskanzlerin wird am kommenden Dienstag, den 10. April, um 11 Uhr
den ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko zu einem Gespräch im
Bundeskanzleramt begrüßen. Vor allem die Lage im Osten der Ukraine, der
Stand der Minsker Vereinbarungen sowie wirtschaftliche und weitere
bilaterale Fragen werden im Mittelpunkt des Austauschs stehen. Im Anschluss
findet gegen 12 Uhr eine gemeinsame Pressekonferenz statt.

Am kommenden Dienstag und Mittwoch kommt das Kabinett zu einer
Klausurtagung im Gästehaus der Bundesregierung in Schloss Meseberg
zusammen. Im Rahmen der Klausur findet am Mittwoch auch eine reguläre
Kabinettsitzung statt.

Zu Beginn der Klausur am Dienstag um 14 Uhr halten BDA-Präsident Ingo
Kramer und DGB-Vorsitzender Reiner Hoffmann Impulsreferate zum Thema "Der
Weg zur Vollbeschäftigung". Nach dem Gruppenbild um 16 Uhr geben die
Bundesminister Altmaier, Scheuer und Heil Statements vor der Presse ab.

Am späteren Nachmittag hält Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg ein
Impulsreferat zum Thema "Zukunft der Nato". Anschließend spricht
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker zum Thema "Die Rolle der EU in
der Welt".

Am Mittwoch ist von 9 Uhr an die reguläre Kabinettsitzung, wie eben gesagt.
Anschließend wird dann die Kabinettklausur fortgesetzt.

Um 12 Uhr stehen die Bundeskanzlerin und Bundesfinanzminister Scholz der
Presse Rede und Antwort.

Am Donnerstag, den 12. April, wird die Bundeskanzlerin um 12 Uhr den
Ministerpräsidenten des Königreichs Dänemark, Herrn Lars Løkke Rasmussen,
empfangen. Im Mittelpunkt des gemeinsamen Gesprächs werden
europapolitische, bilaterale und internationale Themen stehen. Im Anschluss
gibt es um 13 Uhr eine gemeinsame Pressekonferenz.

Am Freitag gibt es dann ein Treffen mit dem Staatspräsidenten der Republik
Serbien, Aleksandar Vučić. Bei einem gemeinsamen Mittagessen werden
insbesondere die bilateralen Beziehungen sowie regionale Fragen und
europapolitische Themen im Mittelpunkt stehen. Vor dem Treffen gibt es um
12 Uhr Statements vor der Presse.

Frage: Zu der Klausur und dem Impulsreferat des Nato-Generalsekretärs: Wird
sich da auch eine Debatte anschließen, bei der es auch um das Erreichen des
Zwei-Prozent-Ziels gehen könnte?

SRSin Demmer: Ich kann jetzt den Inhalten der Debatte nicht vorgreifen.
Aber man hat diese Gäste ganz bewusst eingeladen, um sich mit den
Erwartungen an die Bundesregierung auseinanderzusetzen, die von innen und
außen gestellt werden. Insofern wird man sich natürlich inhaltlich mit den
Vorträgen auseinandersetzen.

Frage (zur Entlassung von Carles Puigdemont aus der NVA Neumünster): Frau
Demmer, inwieweit kann die Entscheidung des Oberlandesgerichts eine
Belastung für die Beziehungen mit Spanien beinhalten?

Herr Kall, sehen Sie die Notwendigkeit, eine Änderung in den Instrumenten
der europäischen Haftbefehle anzustreben? Ich frage das, weil es in Spanien
Juristen gibt, die sich für eine Abschaffung des Prinzips der
Doppelstrafbarkeit ausgesprochen haben.

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen zu diesem Thema tatsächlich nichts Neues
berichten. Wir haben das hier schon vielfach gesagt.

Zum einen liegt das Verfahren nach den Regelungen über den Europäischen
Haftbefehl in den Händen der zuständigen Gerichte und Behörden. Die
Bundesregierung ist natürlich immer informiert. Aber die Frage der
Einbeziehung des Bundes stellt sich bei diesem Thema nicht.

Was den innerstaatlichen Katalonien-Konflikt anbelangt: Da bleibt es bei
der Überzeugung der Bundesregierung, dass dieser Konflikt innerhalb der
spanischen Rechts- und Verfassungsordnung gelöst werden muss.

Kall: Um auf Ihre zweite Frage zu antworten: Das System des Europäischen
Haftbefehls hat sich - jedenfalls aus Sicht der Bundesregierung - bewährt.
Es gibt keine Ansätze, daran etwas zu ändern. Im Übrigen ist das
umgesetztes europäisches Recht. Der Rahmenbeschluss Europäischer Haftbefehl
von 2002 ist europäisches Recht in der gesamten Europäischen Union.
Insofern könnte er auch nur auf dieser Ebene geändert werden. Aus unserer
Sicht besteht dazu kein Anlass.

Frage: Auch wenn das Verfahren in den Händen der Justiz ist, interessiert
mich doch - vielleicht vom Außenministerium -, ob es irgendwelche
Rückwirkungen dieses ganzen Komplexes auf die deutsch-spanischen
Beziehungen gibt. Gibt es irgendwelche Einflüsse, die sich von da aus
bewegen?

Kall: Nein, das sehe ich - ehrlich gesagt - nicht. Wir haben hier ja immer
wieder betont: Das ist ein justizielles Verfahren. Das ist ein Verfahren,
wo Gerichte unmittelbar zusammenarbeiten. Dieses Verfahren wurde auch vor
dem Hintergrund geschaffen, dass sich die Justizbehörden der
Mitgliedstaaten wechselseitig besonders vertrauen. So wie wir in unsere
Gerichte Vertrauen haben, so vertrauen die spanischen Regierungsstellen
auch den Gerichten. Der spanische Justizminister hat sich gestern Abend ja
auch schon dementsprechend geäußert. Darum kann ich eigentlich nicht
erkennen, dass es da irgendwelche Belastungen gäbe.

Vielleicht noch ein Wort zum weiteren Prozess: Unbeschadet dessen, was Frau
Demmer gerade schon ausgeführt hat, ist es aus unserer Sicht wichtig, dass
die Abgeordneten des Regionalparlaments so schnell wie möglich eine
tragfähige Regierung bilden. Denn nur so kann das Gespräch über eine
politische Lösung wieder aufgenommen und mit demokratischen Mitteln
erreicht werden.

Darum noch einmal: Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass sich eine
künftige Regionalregierung auf dem Boden des Rechtsstaats und der
spanischen Verfassung bewegen und eine Lösung gemeinsam mit dem spanischen
Zentralstaat gefunden werden muss.

Frage: Frau Demmer, wie hat denn die Kanzlerin gestern die Freilassung auf
Kaution von Herrn Puigdemont aufgenommen?

SRSin Demmer: Wie gesagt, ich kann mich da nur wiederholen. Das Verfahren
liegt in den Händen der Justiz, und da liegt es gut.

Zusatzfrage : Das war nicht die Frage.

SRSin Demmer: Ja, aber Sie fragen jetzt nach einer Stellungnahme dazu.
Diese werden Sie von mir nicht bekommen. Denn es ist ein Verfahren auf
Seiten der Justiz.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Das OLG Schleswig hat ja auch auf
Grundlage von Dokumenten entschieden. Hat das Auswärtige Amt oder ein
anderes Ministerium substanzielles Material zur Einschätzung der Lage und
der Vorkommnisse beigesteuert? Wenn ja, welche?

Zweite Frage: Was sich jetzt entschieden hat, läuft ja parallel zu einer
früheren Entscheidung in Belgien. Auch damals war zunächst der Europäische
Haftbefehl sowohl mit Untreue als auch mit Rebellionsvorwurf begründet
worden. Auch die belgische Justiz hat dann den Rebellionsvorwurf
zurückgewiesen. Daraufhin wurde der Europäische Haftbefehl ja von den
Spaniern zurückgenommen. Steht die Bundesregierung mit der belgischen
Regierung im Austausch über die Frage, ob es danach zu politischen
Diskussionen zwischen den nationalen Regierungen kam?

Breul: Die erste Frage müsste ich an das BMJV weitergeben, die dafür
zuständig sind.

Zur zweiten Frage: Wie gesagt, das ist ein justizielles Verfahren. Wir
vertrauen da auf die direkte Kooperation der Justizbehörden.
Dementsprechend hat es da von unserer Seite keine begleitenden hochrangigen
politischen Gespräche gegeben.

Kall: Was Herr Breul gerade sagte: Direkte Kooperation der Justizbehörden
ist genau das Stichwort für den Informationsaustausch. Die
Generalstaatsanwaltschaft und gegebenenfalls auch das Oberlandesgericht
tauschen sich direkt mit den jeweiligen spanischen Stellen der Justiz aus.
Das geschieht entweder ganz direkt oder über Eurojust; das ist das
europäische Netzwerk der Justizbehörden. Das erfolgt nicht über die
Bundesregierung.

Zusatzfrage: Ich erinnere mich an eine frühere Regierungspressekonferenz
nach der Festnahme. Da hieß es, glaube ich, dass gegebenenfalls Materialien
und Einschätzungen seitens des Bundesministeriums zugeliefert werden
könnten. Darauf zielte meine Frage. Ist das geschehen oder überhaupt nicht?

Kall: Nein, das ist bisher nicht geschehen.

Frage: Ich würde gern das Außenministerium, vielleicht auch Sie, Frau
Demmer - möglicherweise gibt es ja noch jemand anderen, der dazu etwas weiß
-, zum Thema Skripal befragen. Ist der Bundesregierung bekannt - aus
eigenen Quellen oder von Partnern -, dass es in Russland angeblich auch
aktuell noch ein Nowitschok-Programm gibt, das am Laufen ist und im Rahmen
dessen experimentiert wird?

Teilt die Bundesregierung die Erkenntnisse der britischen Regierung, dass
die umfassende Beseitigung von Kampfgiftstoffen aus Sowjetzeiten - in
Russland zumindest - nicht vollständig abgearbeitet wurde?

Breul: Zu der ersten Frage kann ich Ihnen leider für unseren
Geschäftsbereich nichts sagen.

Zur zweiten Frage: Russland ist Mitglied und Unterzeichner des
Chemiewaffenübereinkommens. Daraus ergeben sich die von Ihnen genannten
Verpflichtungen. Wenn da jetzt Fragen aufkommen - und die Fragen sind jetzt
aufgekommen -, kann ich Ihnen sagen: Auch anhand konkreter Ereignisse
erwarten wir eine konstruktive Rolle Russlands bei der Aufklärung, die wir
leider bis heute noch nicht feststellen können.

SRSin Demmer: Ich kann nur noch einmal ganz allgemein sagen, dass die
Ausweisung der russischen Diplomaten, etwa in der vergangenen Woche,
erfolgte, nachdem die russische Seite auf konkrete Fragen unserer
britischen Partner konkrete Antworten schuldig geblieben ist. Sie bleibt
sie nach wie vor schuldig und hat lediglich mit pauschalen Zurückweisungen
und nicht schlüssigen Alternativerklärungsversuchen reagiert.

Das Vorgehen der Bundesregierung ist angesichts des destruktiven Verhaltens
Russlands angemessen und, wie Sie wissen, breit im Kreis unserer Partner
abgestimmt. Deswegen würde ich gern noch einmal darauf hinweisen, dass wir
in diesem Fall ein Muster russischen Verhaltens sehen. Es geht hier um ein
Gesamtbild, auf das ich gern noch einmal hinweisen möchte. Es geht konkret
um das Vorgehen gegen frühere Agenten im Ausland. Dazu gehören eine Reihe
anderer Fälle der Missachtung der internationalen Ordnung, zum Beispiel die
völkerrechtswidrige Annexion der Krim, die Unterstützung der Separatisten
in der Ostukraine und die unbefriedigende Haltung Russlands zum Einsatz von
Giftgas durch syrische Truppen im syrischen Bürgerkrieg. Dann kommen
diverse, Russland zuzurechnende Cyber-Operationen hinzu. Diese Liste ließe
sich fortsetzen.

Frage: Ich würde gern noch einmal zurück zu dem Gift Nowitschok kommen. Der
britische Botschafter hat heute Morgen in einem Interview erklärt, es seien
die Erkenntnisse der britischen Seite, der britischen Nachrichtendienste,
dass es in Russland weiterhin ein solches Geheimprogramm gebe und diese
Stoffe nicht vernichtet oder beseitigt würden. Das habe man den Partnern
auch so erklärt.

Mich interessiert a), ob die Bundesregierung das zur Kenntnis genommen hat
und b), ob die Bundesregierung eigene Erkenntnisse zu einem solchen
Geheimprogramm Nowitschok bei den Russen hat. Vielleicht im
Verteidigungsministerium? Ich weiß nicht, wo sonst noch solche
Informationen anfallen könnten. Denn es handelt sich ja um einen
militärisch eingesetzten Stoff.

SRSin Demmer: Da kann ich nur noch einmal sagen: Wir halten diese
Ausführungen, die auch der Botschafter heute Morgen im Rundfunk getätigt
hat, für äußerst plausibel.

Neumann: Ich kann nur noch einmal betonen, dass Herr Flosdorff an der im
Rahmen der Regierungspressekonferenz am 16. März hierzu alles gesagt hat,
was das BMVg betrifft. Ich habe zu der Thematik heute keine Ergänzung.

Frage: Frau Demmer, Sie hatten gerade schon wieder konkrete Fragen an die
Russen angesprochen. Können Sie uns erläutern, welche das genau sind?
Können Sie konkret werden?

Hat die Bundesregierung weiterhin bei der britischen Regierung nachgefragt,
ob das Labor, in dem das jetzt untersucht wurde, selbst Nowitschok
hergestellt hat oder es besitzt oder ob Nowitschok dieses Labor im Vorfeld
verlassen hat?

SRSin Demmer: Zu den Details kann ich Ihnen hier nach wie vor keine
Auskunft geben.

Zusatzfrage: Auf alle meine Fragen gerade?

SRSin Demmer: Genau.

Zusatzfrage: Wenn Sie hier von konkreten Fragen sprechen, die es gibt, dann
müssen Sie uns doch sagen können, welche das sind.

SRSin Demmer: Genau. Aber nicht alle konkreten Fragen, die die Partner
untereinander austauschen, möchten wir hier ausführen.

Frage: Zur Frage der Plausibilität von Positionen: Was sagt es über die
Glaubwürdigkeit der britischen Regierung aus, wenn der britische
Außenminister zunächst in Interviews erklärt, man habe Beweise dafür, dass
das im Skripal-Fall eingesetzte Nowitschok aus einem russischen Labor
stamme und identifiziert worden ist und dann später diese Ausführung
klammheimlich unauffällig wieder gelöscht wird. Was sagt das über die
Glaubwürdigkeit aus?

Die zweite Frage: Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob
Nowitschok auch in Labors außerhalb des heutigen Russlands produziert
werden kann und dort als Stoff vorliegt?

SRSin Demmer: Ich kann nur noch einmal wiederholen, wie wir das hier schon
mehrfach zum Ausdruck gebracht haben, dass wir insgesamt die Auffassung der
britischen Regierung teilen, dass es eine sehr hohe Wahrscheinlichkeit für
eine russische Verantwortung gibt. Ich habe Ihnen auch gerade noch einmal
detailliert das Gesamtbild dargelegt, was dem zugrunde liegt, und dass es
aus unserer Sicht keine andere plausible Erklärung gibt.

Zusatzfrage: Aber welche plausible Erklärung haben Sie dafür, dass der
britische Außenminister zunächst sagt "Unsere Wissenschaftler haben die
Quelle eindeutig in Russland identifiziert", und ein paar Tage später gilt
das dann auf einmal nicht mehr? Was hat das noch mit Plausibilität und
belastbarer Glaubwürdigkeit zu tun?

SRSin Demmer: Wie gesagt: Es geht hier um ein Gesamtbild. Das Gesamtbild
lässt keine anderen plausiblen Erklärungen zu. Wir können das jetzt endlos
fortsetzen. Etwas anderes werden Sie dazu nicht hören.

Zusatzfrage: Die zweite Frage war, ob Sie es für plausibel halten, dass
auch andere Labore außerhalb des russischen Zugriffsbereichs oder
Einflussbereichs über den Stoff verfügen?

Breul: Ich wollte zu dem ersten Teilaspekt nur einmal sagen: Ich glaube, es
ist nicht unsere Aufgabe, hier Medienarbeit fremder Regierungen zu
bewerten. Das ändert aber nichts an der Plausibilität. Die britische
Argumentation erfolgte anhand verschiedener Erkenntnisse auf dem Stand der
Ermittlungen, und die halten wir für schlüssig. Daran hat sich auch durch
Medienarbeit nichts geändert.

Vorsitzende Wefers: Jetzt ist noch die zweite Frage zu dem Labor offen.

SRSin Demmer: Wir äußern uns hier ja in Gänze zu der Plausibilität der
vorgelegten Hinweise. Zu Details kann ich Ihnen hier keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Mit Verlaub: Es tut mir Leid, dass ich da noch einmal
nachhaken muss. Sie sagen, es gibt keine andere plausible Erklärung. Wenn
Nowitschok auch in anderen Laboren vorläge, dann könnten Sie doch nicht
ausschließen, dass es auch von dort stammen kann. Es würde die alleinige
Plausibilität doch in Frage stellen. Deswegen bitte ich Sie sehr - das ist
nicht ein einfaches Detail -, mir die Frage zu beantworten: Können Sie
ausschließen, dass Nowitschok auch in anderen Laboren außerhalb Russlands
vorliegt?

SRSin Demmer: Das ist alles sehr hypothetisch. Sie müssen sich damit
zufriedengeben, dass die Einschätzung der Bundesregierung in Gemeinschaft,
also breit im Kreise mit den Partnern abgestimmt, auf der Grundlage von
Hinweisen und Informationen zustande gekommen ist, die keine andere
plausible Erklärung zulässt.

Breul: Wenn ich noch kurz einhaken darf: Ich bin jetzt auch kein Chemiker,
der Ihnen genau erklären könnte, an welchen Stoffen man anhand von
Referenzwerten von Laboren erkennen kann, was woher kommt. Aber wir haben
mehrfach den Punkt unterstrichen, dass die Argumentation nicht lautet "Es
war Nowitschok, also war es Russland", sondern die Argumentation lautet: Es
war Nowitschok, und wir verfügen über eine ganze Reihe von anderen
Erkenntnissen, die wir hier zu Ihrer größten Frustration nicht in aller
Gänze ausbreiten können.

In dem Gesamtschluss - nach all dem, was die britischen Partner uns
präsentiert haben - kommen wir zu dem Schluss, den wir hier schon ganz oft
vorgetragen haben.

Frage: An die Kollegen vom Arbeitsministerium. Das Arbeitsministerium
finanziert bis Ende 2018 über 10 Förderplätze und Jobs für
Langzeitarbeitslose über das Programm "Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt".
Welche Erwartungen haben Sie an das Programm? Sehen Sie in dem von der
Bundesregierung geplanten sozialen Arbeitsmarkt so etwas wie den logischen
nächsten Schritt zum nächsten Programm?

Ehrentraut: Sie haben das Programm "Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt"
angesprochen. Das war ein Modellprogramm in der vergangenen
Legislaturperiode. Da ging es darum, Langzeitarbeitslose in
Beschäftigungsverhältnisse zu vermitteln, die im öffentlichen Interesse
lagen, zusätzlich und wettbewerbsneutral sind. Dann gab es noch ein anderes
Programm, das ESF-Bundesprogramm zur Integration von langzeitarbeitslosen
Personen.

Die Erkenntnisse aus beiden Programmen sind natürlich unter anderem in den
sozialen Arbeitsmarkt eingeflossen. Sie wissen, im Koalitionsvertrag gibt
es eine Festlegung. Dort wollen wir einen sozialen Arbeitsmarkt schaffen.
Dafür stehen 4 Milliarden Euro zur Verfügung. Diese 4 Milliarden Euro
bieten ein Potenzial für die Förderung von 150 Langzeitarbeitslosen. Kern
dieses Regelungsinstruments ist es, Langzeitarbeitslose über
Lohnkostenzuschüsse in der freien Wirtschaft bei Wohlfahrtsverbänden oder
Kommunen unterzubringen. Der entscheidende Unterschied ist hierbei, dass es
sich um eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung handelt, also
nicht um wettbewerbsneutrale Beschäftigungen. Unser Ziel ist es, darüber
Langzeitarbeitslose wieder in den ersten Arbeitsmarkt heranzuführen. Also
es geht darum, dass Menschen, die viele Jahre arbeitslos sind, erst einmal
an den Arbeitsmarkt herangeführt werden und somit wieder einen Schritt in
reguläre Beschäftigung kommen. Lohnkostenzuschüsse werden degressiv
ausgestaltet sein, also sie werden abschmelzen. Der M
inister hat schon einmal seine Erwartungen formuliert. Wir planen mit einem
Zeitraum von fünf Jahren. In diesem sollen die Lohnkostenzuschüsse
abschmelzen.

Zu Ihrer Frage, ob es ein künstlicher Arbeitsmarkt sei und ob eventuell
Beschäftigung verdrängt werden könnte: Diese Befürchtungen teilen wir
nicht. Es sind ja sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze, in die
Langzeitarbeitslose vermittelt werden sollen. Wir teilen aus zwei Gründen
die Befürchtungen nicht: Es handelt sich - wie gesagt - um Menschen, die
fernab vom Arbeitsmarkt sind. Sie haben multiple Vermittlungshemmnisse und
bedürfen eines intensiven Coachings und auch einer intensiven Begleitung.
Auch vor dem Hintergrund der ausgesprochen guten Arbeitsmarktsituation und
dem hohen Bedarf nach Arbeitskräften ist diese Befürchtung für uns
unbegründet.

Zusatzfrage: Verschiedene Politiker warnen bereits vor dem Aufbau eines
staatlichen Beschäftigungssektors. Ist das Ihr Ziel beziehungsweise was
streben Sie da an?

Ehrentraut: Nein, das wird kein staatlicher Beschäftigungssektor, sondern
es sind Arbeitsplätze in der freien Wirtschaft bei Kommunen und
Wohlfahrtsverbänden, also im ersten Arbeitsmarkt. Es sind
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse, die wir durch
Lohnkostenzuschüsse, die degressiv ausgestaltet werden, fördern werden.

Frage: Was unterscheidet das neue Programm von den Lohnkostenzuschüssen,
die es bei der BA schon seit vielen Jahren gibt?

Ehrentraut: Das hat der Minister auch in der Vergangenheit schon betont:
Nicht alles ist neu. Es sind aber veränderte Situationen, auf die wir
reagieren. Es gibt eine sehr gute Arbeitsmarktsituation. Ich hatte es schon
gesagt: Die Unternehmen suchen händeringend nach Arbeitskräften, und wir
kommen an einen Personenkreis, an eine verfestigte
Langzeitarbeitslosigkeit, die es abzubauen gilt. Um diese Menschen in
Arbeit zu bringen, bedarf es besonderer Regelungsinstrumente und besonderer
Anstrengungen - wie eben den sozialen Arbeitsmarkt, der im
Koalitionsvertrag festgelegt worden ist.

Zusatzfrage: Es gab ja auch bisher Ansätze für die Personen mit multiplen
Vermittlungshemmnissen. Die Bilanz ist etwas durchwachsen. Was machen Sie
jetzt anders, damit es dieses Mal besser wird?

Ehrentraut: Dieser Einschätzung muss ich widersprechen. Wenn Sie sich das
Programm, das ESF-Bundesprogramm, ansehen, das wir in der vergangenen
Legislaturperiode durchgeführt haben, werden Sie feststellen, dass wir mehr
als 20 Menschen in reguläre Beschäftigung gebracht beziehungsweise
gefördert haben. Wir sind da annähernd an unsere Zielmarke herangekommen.
Das zeigt auch, dass die Bereitschaft in der Wirtschaft durchaus vorhanden
ist, langzeitarbeitslose Menschen in Beschäftigung zu bringen.

Frage: Ich weiß jetzt nicht, ob sich meine Frage an das
Wirtschaftsministerium oder an das Verteidigungsministerium richtet. Im
Koalitionsvertrag ist ja in recht allgemeiner Form festgelegt, dass in
Bezug auf Beschaffung von Rüstungsgütern neue Regeln erwogen, geprüft, was
auch immer werden sollen. Nun kennen Sie wahrscheinlich die aktuelle
Berichterstattung des "Handelsblatt", in der u. a. nahe gelegt wird, dass
beabsichtigt sei, einen quasi nationalen Vorrang für die Beschaffung von
Rüstungsgütern festzulegen. Wie weit ist das denn gediehen, und wie geht
dieser Prozess jetzt weiter?

Neumann: Ich würde ganz gern Ihre Frage als Gelegenheit nutzen, um Ihnen
den geplanten Systemwechsel Rüstung etwas näher zu erläutern. Die letzte
Legislaturperiode stand ganz im Zeichen der Modernisierung unseres
Rüstungswesens. Denn es ist und war eines klar, dass wir besser und vor
allem schneller werden müssen.

In diesem Zusammenhang ist uns in den vergangenen vier Jahren aber auch
klar geworden, dass wir an systemische Grenzen stoßen. Wir werden jetzt
versuchen, in folgenden drei Bereichen zu untersuchen, wie wir den
Rüstungsprozess und das Rüstungswesen modernisieren und beschleunigen
können. Es geht hierbei um die Überjährigkeit von Rüstungsprojekten in
Bezug auf den Haushalt und es geht um die nationale Auslegung des
europäischen Vergaberechts im Bereich von nationalen Schlüsseltechnologien
und um die Organisationsstruktur an den bestehenden Standorten.

Wenn Sie die Frage stellen, ob das jetzt das Ende einer europaweiten
Ausschreibung ist, dann ist die Antwort klar Nein; denn es geht um die
Nutzung von bereits vorhandenen Spielräumen im europäischen Vergaberecht.
Es gibt dann auch keinen Automatismus zwischen nationalen
Schlüsseltechnologien und der Ausnahme von europaweiter Ausschreibung.

Zusatzfrage: Das heißt, die überlegten Ausnahmen von Artikel 346 beziehen
sich nur auf die Schlüsseltechnologien, habe ich das richtig verstanden?

Zweite Frage: Der Aussage, die in dem "Handelsblatt"-Bericht getroffen
wird, es gebe quasi eine Renationalisierung, eine Rückkehr zum Vorrang
nationaler Industriepolitik, erteilt das Ministerium ausdrücklich eine
Absage?

Neumann: Mit Ihrer zweiten Frage würde ich gerne anfangen. Noch einmal: Es
geht nicht um die Frage, ob wir nicht mehr oder immer ausschreiben, es geht
vielmehr um die Nutzung bereits vorhandener Spielräume.

Zu Ihrer Frage zu Artikel 346 möchte ich gerne betonen, dass die
Schlüsseltechnologien im Rahmen des gültigen Vergaberechts nur ein
Indikator sind und eben eine Berufung auf diesen Artikel zulassen. Der
Artikel 346 findet auch in Zukunft nur dann Anwendung, wenn seine
Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind. Die im Koalitionsvertrag
dargestellte Absicht ist nur darauf gerichtet, den rechtlich bestehenden
Raum - das möchte ich noch einmal betonen - mehr und häufiger auszunutzen.

Frage: Da Sie gerade schon zweimal die Spielräume erwähnten: Können Sie die
einmal erläutern? Wie sehen die denn aus?

Neumann: Vielleicht kann das Wirtschaftsministerium da ergänzen, aber
meines Erachtens geht es darum: Wenn wir definieren, dass es entweder um
militärische Forderungen oder eben um nationale Schlüsseltechnologien geht,
dann lässt das bestehende europäische Vergaberecht zu, die entsprechende
Ausschreibung direkt oder national zu vergeben. - Ich übergebe aber gern an
den Kollegen.

Jornitz: Ich muss sagen: Ich habe die Normen selber nicht vor den Augen,
aber es gibt, wie der Kollege gesagt hat, bestimmte Spielräume nach dem
europäischen Vergaberecht, die wir auch eins zu eins im deutschen Recht
umgesetzt haben. Von denen kann man eben Ausnahmen treffen, die der Kollege
beschrieben hat. An diesem Vorgehen gibt es auch aus Sicht des
Vergaberechts nichts zu beanstanden, das kann man schon so machen.

Zusatzfrage: Können Sie einmal ein Beispiel aus der Vergangenheit nennen,
bei dem dieser nationale Spielraum genutzt wurde?

Jornitz: Ich kann das nicht, denn wir sind für das Vergaberecht allgemein
zuständig. Die Frage, wie Ausschreibungen gemacht werden, ist eine Frage
des Einzelfalls, die das zuständige Fachressort treffen muss.

Neumann: Beispiele wären Verschlüsselungstechnologien oder IT-Komponenten.

Frage: Kann man das auf die Formel bringen, dass die europäische
Ausschreibung in den vergangenen Jahren zum Standard wurde und dass sie
jetzt zur Ausnahme werden soll?

Neumann: Noch einmal: Ich rede hier nicht über die Frage, ob wir nicht mehr
oder immer ausschreiben, es geht um die - -

Zusatz: Das war auch nicht die Frage. Die Frage war: Bisher war es
Standard, und jetzt ist es die Ausnahme, oder wie?

Neumann: Nein, es geht darum, vorhandene Spielräume in Zukunft besser
auszunutzen.

Zusatzfrage: Was bedeutet das eigentlich für bilaterale Kooperationen, zum
Beispiel mit Frankreich oder mit den Niederlanden? Werden, wenn es da
Beschaffungsvorhaben gibt, die beiden Nationen jeweils ihre nationalen
Rüstungsunternehmen vorrangig betrachten, oder wie wird das dann
funktionieren?

Neumann: Es geht nicht um vorrangige Betrachtungen - ich kann das nur noch
einmal wiederholen. Ich hatte aber auch ausgeführt, dass auch nationale
Schlüsseltechnologien nicht automatisch bedeuten, dass man einen
europaweiten Ausschreibungsprozess umgeht oder nicht wählt. Es kann auch
durchaus sein, dass wir eine definierte nationale Schlüsselfähigkeit oder
Technologie in Zusammenarbeit mit einem Partner durchführen oder das
jeweilige Projekt auch europaweit ausschreiben.

Frage: Ich habe zwei Fragen zum Thema Antisemitismus.

Zunächst zum Antisemitismusbeauftragten: Wann kommt der, wann wird der
benannt? Es gab zuletzt ja verschiedentlich Kritik dazu, dass sich das
alles ein bisschen lange hinziehe.

SRSin Demmer: Zeitnah, aber wir halten Sie auf dem Laufenden.

Zusatzfrage: Dann eine zweite Frage: Jüdische Mitbürger haben zunehmend
Sorge aufgrund von muslimischem Antisemitismus - manche nennen das sogar
importierten Antisemitismus. Was plant die Bundesregierung konkret dagegen
zu tun?

SRSin Demmer: Die Einsetzung eines Antisemitismusbeauftragten zeigt ja, wie
wichtig uns das Thema ist. Der Antisemitismusbeauftragte soll Maßnahmen der
Bundesregierung, die jüdisches Leben fördern und den Antisemitismus
bekämpfen, ressortübergreifend koordinieren. Darüber hinaus ist er
natürlich Ansprechpartner für jüdische Gruppen und gesellschaftliche
Organisationen und Vermittler für Antisemitismusbekämpfung durch Bund,
Länder und Zivilgesellschaft. Das zeigt, wie relevant das Thema ist - und
das in allen Facetten, also natürlich auch in der von Ihnen genannten.

Zusatzfrage: Ist da irgendetwas Konkretes geplant?

SRSin Demmer: Davon kann ich Ihnen nicht berichten.

Frage: Frau Demmer, wie plant die Bundesregierung die steigende
Islamophobie und Muslimfeindlichkeit zu bekämpfen?

SRSin Demmer: Es ist insgesamt kein Platz für Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit in dieser Gesellschaft, und auch da arbeitet die
Bundesregierung mit allen ihr möglichen Instrumenten dagegen an.

Zusatzfrage: Wird es einen Islamophobiebeauftragten geben?

SRSin Demmer: Die Beauftragten der Bundesregierung werden beizeiten
bekanntgegeben.

Zusatzfrage: Ich habe ja nicht nach einem Namen gefragt. Es wird ja einen
Antisemitismusbeauftragten geben; wird es also auch einen
Islamophobiebeauftragten geben?

SRSin Demmer: Davon kann ich Ihnen nichts berichten.

Frage: Über die Zunahme eines möglicherweise mit Migranten transportieren
Antisemitismus berichtet unter anderem auch Herr Schuster; er berichtet
zumindest von einzelnen Phänomenen. Verfügt die Bundesregierung über
empirisches Material, ob so etwas tatsächlich nachweisbar signifikant
stattfindet? Verfügt die Bundesregierung über entsprechendes Material, das
belegt, ob Fremdenfeindlichkeit gegenüber Muslimen in Deutschland
signifikant zugenommen hat? Oder reden da alle nur auf der Grundlage von
Einzelfällen und Befürchtungen?

SRSin Demmer: Bevor ich an das BMI abgebe, kann ich vielleicht noch einmal
in schöneren Worten sagen, dass die Bundesregierung natürlich ein Land der
Mitmenschlichkeit ist, das die Menschenwürde jedes Einzelnen achtet. Das
ist nicht nur in Artikel 1 unseres Grundgesetzes nachzulesen, sondern
täglich gelebte Praxis. Das beweisen Beispiele unzähliger Bürger - auch
Ehrenamtlicher und Hauptamtlicher -, die sich in Form von Mitmenschlichkeit
engagieren. Zu konkreten Zahlen kann vielleicht das BMI etwas sagen.

Kock: Ich kann das gerne ergänzen.

Zum einen - da muss man ja unterscheiden - handelt es sich dabei um
Einstellungsmuster, die zunehmen. Dazu gibt es empirische Sozialforschung.
Ich denke, Sie können selber recherchieren, welche Forscher und welche
Wissenschaftler da einschlägig sind; das sind auch nicht unendlich viele.
Da gibt es auch Panelanalysen, die das über mehrere Jahre hinweg verfolgen,
sodass Sie auch Tendenzen und Entwicklungen über mehrere Jahre hinweg
nachvollziehen können.

Zum anderen geht es dabei - das ist das, was bei uns vor allen Dingen
erfasst wird - um Straftaten. Das ist jetzt auch nichts Neues. Es wird die
politisch motivierte Kriminalität erfasst, und zwar über den
Kriminalpolizeilichen Meldedienst zur politisch motivierten Kriminalität.
Da gibt es verschiedene Phänomenbereiche, und zwar: rechts, links,
ausländische Ideologie und religiöse Ideologie. In diesem Bereich werden
auch antisemitische Straftaten erfasst - aber eben Straftaten, keine
Vorfälle unter dem Niveau von Straftaten. Die Zahlen dazu für 2016 haben
wir auf unserer Homepage veröffentlicht. Die gibt es auch über mehrere
Jahre hinweg, nämlich seit 2001, sodass Sie auch da Entwicklungen
nachvollziehen können, wenn Sie das möchten. Die Zahlen für 2017 werden
Anfang Mai hier in diesem Raum vom Bundesinnenminister vorgestellt werden.

Zusatzfrage: Da sich die Debatte ja doch auch an Fällen festmacht, die
unterhalb der Straftatebene sind, zum Beispiel an Schulen usw., spielt das
sicherlich mit in die Aufgabe eines Antisemitismusbeauftragten hinein. Wäre
es angezeigt, dass sich die Aufgabe entweder bei ihm oder in einer weiteren
Position auch mit Fremdenfeindlichkeit an sich befasst, die religions- oder
kulturübergreifend ja möglicherweise zunimmt?

Kock: Ich kann zum Antisemitismusbeauftragten insgesamt noch einmal etwas
sagen. Die Idee ist ja, dass er in unserem Hause angesiedelt wird. Wie Frau
Demmer vorhin ausgeführt hat, fällt in seine Zuständigkeit auch die
Abstimmung zwischen den unterschiedlichen Ressorts. Unserer Meinung nach
ist es vielleicht auch eine Frage für das Bildungsressort, für das
Bildungsministerium, sich dessen anzunehmen, wenn es um Vorfälle in Schulen
geht.

Frage: Frau Kock, angesichts der Aussagen von Herrn Seehofer über den
Islam: Ist Ihnen bekannt, ob Herr Seehofer das Judentum für einen Teil
Deutschlands hält?

Kock: Ich glaube, Herr Seehofer hat sich zu diesem Punkt ausführlich
geäußert.

Zusatzfrage: Was hat er dazu gesagt?

Kock: Das müsste ich Ihnen nachreichen.

Zusatz: Bitte. "Gehört das Judentum zu Deutschland?" ist die Frage.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Innenministerium. Es geht um die
Neuregelung des Familiennachzuges. Am Mittwoch hat uns Ihr Kollege, Herr
Neymanns, eine Erläuterung gegeben. Darin heißt es, die Neuregelung sehe
keine Abweichung von den bestehenden Grundsätzen vor - also Ehepartner,
Kinder, Eltern - und sehe keinen Ausschluss von subsidiär
Schutzberechtigten vor, die Leistungen nach SGB II und XII beziehen. Meine
Frage wäre: Was ist denn neu an der Neuregelung und warum gibt es darüber
so viele Streitereien zwischen der CSU und SPD? Frau Demmer, wie sieht die
Bundeskanzlerin diese Streitereien? Wird das Thema in Meseberg sein?

Kock: Zu den Streitereien - warum sich jemand streitet und wie sich jemand
positioniert - müssten Sie bitte die sich Streitenden selber fragen. Neu an
dem Gesetzentwurf ist vor allen Dingen, dass Gefährder vom Familiennachzug
ausgeschlossen werden.

Zusatzfrage: Das ist der Hauptpunkt?

Kock: Das ist ein wesentlicher Punkt, ja.

SRSin Demmer: Genau. - Ich kann nur sagen. Die Bundesregierung hat sich
vorgenommen, den Familiennachzug zügig zu regeln, damit subsidiär
geschützte Flüchtlinge überhaupt wieder die Möglichkeit haben. Das Gesetz
befindet sich jetzt in der Ressortabstimmung, und sobald es da ein Ergebnis
gibt, verkünden wir hier das Ergebnis.

Zusatzfrage: Wird das in Meseberg auf der Agenda sein?

SRSin Demmer: In Meseberg stehen natürlich alle möglichen Themen - auch
aktuelle Themen - auf der Tagesordnung. Ich kann da jetzt den Detailthemen
nicht vorgreifen, aber seien Sie versichert: Wir werden da alles Relevante
besprechen.

Frage: An das BMI: Es gibt bis heute Verwirrung, auch unter versierten
Juristen, was genau in diesem Gesetzentwurf steht. Das betrifft vor allem
den Passus betreffend Hartz-IV-Empfängern unter den subsidiär Geschützten.
Wie erklären Sie sich diese Verwirrung? Liegt das am Gesetzentwurf selber?

Kock: N ein.

Zusatzfrage: Wie erklären Sie sich das dann?

Kock: Das müssen Sie, wie vorhin schon gesagt, die Betroffenen fragen.

Zusatzfrage: Wer sind denn die Betroffenen?

Kock: Sie kennen ja die Medienlandschaft, Sie wissen, wer sich wie geäußert
hat. Wir haben uns - -

Zusatzfrage: Ich spreche nicht vom politischen Streit; ich spreche davon,
dass Juristen komplett unterschiedliche Auslegungen dieses Gesetzes
anbieten. Ich zitiere die "FAZ" von heute: Man versteht es kaum. Wie kann
es sein, dass uns ein Gesetzentwurf vorliegt - in Gänze -, der so schwer
verständlich ist, wie erklären Sie sich das im Ministerium?

Kock: Wie ich mir erkläre, warum ein Gesetzentwurf für Sie oder für den
einen oder anderen Juristen schwer verständlich ist?

Zusatz: Nicht für mich, ich bin keine Juristin. Ich rede von Fachleuten,
ich rede nicht von Journalisten, ich rede nicht von Politikern, ich rede
von Fachleuten.

Kock: Der Gesetzentwurf - -

Zusatz: Auch Herr Neymanns hat - -

Vorsitzende Wefers: Das ist jetzt angekommen.

Kock: Der Gesetzentwurf befindet sich in der Ressortabstimmung, und wenn er
zu Ende abgestimmt ist - so wie Frau Demmer gesagt hat -, dann können wir
uns gerne noch einmal darüber unterhalten.

Zusatzfrage: Na ja, bis dahin ist er ja hoffentlich verständlicher. - Ich
habe dann noch eine Anschlussfrage: Wie ist es denn nun, sind
Hartz-IV-Empfänger unter den subsidiär Geschützten vom Familiennachzug
ausgeschlossen oder sind sie es nicht?

Kock: Nein.

Zusatzfrage: Und sollen sie auch nicht?

Kock: Nein.

Frage: Herr Kolberg, weil Ihr Minister auch Vizekanzler ist, möchte ich Sie
fragen: Gibt es zum Thema Familiennachzug nach Auffassung des Vizekanzlers
einen Grundsatzkonflikt in der Bundesregierung?

Kolberg: Sie haben es ja gehört: Im Moment läuft die Abstimmung über diesen
Gesetzentwurf. Wie immer und wie üblich stimmen wir uns da mit unseren
Partnern innerhalb der Regierung ab. Wenn diese Abstimmung beendet ist,
dann werden der Gesetzentwurf und die Meinung der Bundesregierung dazu
feststehen, und dann werden wir uns dazu äußern.

Frage: Herr Breul, es gibt jetzt seit sieben Jahren keinen Lagebericht zu
Syrien. Gibt es denn berechtigte Hoffnung, dass in absehbarer Zeit wieder
einer erstellt wird?

Breul: Ich nehme an, Sie meinen den Asyllagebericht? Selbstverständlich
gibt es Berichte, in denen wir intern die Lage in Syrien bewerten. Das
Auswärtige Amt hat auf Anfrage des Innenministeriums - dieses Thema hatten
wir hier, glaube ich, schon im Januar - eine Neubewertung der politischen
Situation in Syrien in Aussicht gestellt. Dabei ist aber auch zu
berücksichtigen - das haben wir damals auch schon unterstrichen -, dass wir
derzeit keine Botschaft in Damaskus haben und keine Reisen nach Syrien
durchführen können, es also sehr herausfordernd ist, verlässliche
Erkenntnis aus erster Hand über die Lage im Land zu bekommen.

Zusatzfrage: Was heißt "in Aussicht gestellt", was ist da der Zeithorizont?

Breul: Vor dem Hintergrund dessen, was ich gerade gesagt habe, ist davon
auszugehen, dass es noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird.

Zusatzfrage: Können Sie das irgendwie eingrenzen? Monate, Jahre?

Breul: Ich glaube, von Jahren zu sprechen, wäre übertrieben, aber wie
gesagt: Es ist schwierig und die Lage entwickelt sich auch fort - wir
hoffen, auf Basis eines politischen Prozesses irgendwann auch zum Besseren.
Das wird uns dann natürlich auch ermöglichen, dort wieder anders aktiv zu
werden und Erkenntnisse zu gewinnen.

Frage: Zu Syrien und der Türkei: Die Türkei hat diese Woche in Afrin eine
Schule wiedereröffnet, mit großer türkischer Beflaggung usw. Die Kinder
sollen dort umerzogen werden. Hier ist ja immer wieder ein Thema, ob man
das als Besatzung bezeichnen kann. Halten Sie angesichts dieser Nachrichten
aus Afrin immer noch nichts davon, von einer Besatzung Afrins durch die
Türkei zu sprechen?

Breul: Ehrlich gesagt: Die Berichte über eine Schule mit einer türkischen
Fahne usw. höre ich jetzt zum ersten Mal von Ihnen, dazu kann ich keine
Stellung nehmen.

Zusatz: Sie müssten davon wissen, ich habe das Auswärtige Amt - -

Breul: Wovon ich Ihrer Ansicht nach alles wissen müsste, will ich wiederum
gar nicht wissen. - Ich kann dem gerne einmal nachgehen und kann gucken, ob
wir dazu eine Bewertung haben. Im Weiteren habe ich zur Bewertung
völkerrechtlicher Natur des türkischen Vorgehens in Afrin heute keinen
neuen Sachstand.

Zusatzfrage: Wie lange müssen wir darauf noch warten?

Breul: Wie gesagt, ich habe heute keinen neuen Sachstand.

Frage: Herr Breul, auch Herr Annen, Ihr neuer Staatsminister, hat diese
Woche gesagt, dass im Auswärtigen Amt quasi jeden zweiten Tag die Lage in
Syrien neu analysiert werde. Können Sie einmal sagen, wie man das macht,
wenn man da keine Botschaft vor Ort hat? Wie muss man sich das konkret
vorstellen? Steht dann am Ende jedes Tages ein Zweizeiler nach dem Motto
"Ja, ist noch Krieg", oder wie tief ist dann diese Analyse?

Breul: Ich nehme doch sehr stark an, dass der Staatsminister da bildlich
gesprochen hat. Wir haben keine Checkliste, dass wir jeden zweiten Tag
einmal gucken, was da los ist, aber wir haben natürlich ein Referat für
Syrien, wir haben Botschaften in den Nachbarländern, wir haben
Partnerschaften mit NGOs, wir haben Kontakte zum Internationalen Roten
Kreuz, wir haben Kontakte zu unseren Partnern, die zum Teil vor Ort aktiv
sind, wir haben Kontakte zu anderen Geschäftsbereichen der Bundesregierung.
All diese Informationen fließen natürlich auch bei uns ein, werden
analysiert und führen natürlich zu einer laufenden Bewertung der aktuellen
Situation in Syrien. Ich unterstreiche aber noch einmal das, was ich vorhin
gesagt habe: Aufgrund der Tatsache, dass wir nicht selbst vor Ort sind,
dort keine Botschaft haben und keine Reisen dorthin durchführen können, ist
das Lagebild natürlich immer unvollständig und äußerst schwer zu gewinnen.

Frage: Eine Lernfrage zur Möglichkeit oder zur Schwierigkeit von
völkerrechtlichen Einschätzungen: Ihre Argumentation ist ja, dass Sie
sagen, eine völkerrechtliche Bewertung des türkischen Vorgehens in Afrin
sei schwierig, weil Deutschland diplomatisch in Syrien nicht vertreten ist.
Auf der anderen Seite erfolgen in Bezug auf Ost-Ghuta, das ebenfalls in
Syrien liegt und wo die Bewertung eigentlich ähnlich schwierig sein müsste,
relativ zügig völkerrechtliche Bewertungen. Wie erklärt sich das? Wie kann
man in einem Fall sagen, dass man einen Militäreinsatz in Syrien nicht
bewerten könne, weil man nicht vor Ort sei, wenn man gleichzeitig in einem
anderen Fall ein paar hundert Kilometer weiter eine solche Bewertung
vornehmen kann, obwohl die Ausgangslage dort keine andere sein kann?

Breul: Ich glaube schon, dass sich die Lage vor Ort zwischen Ost-Ghuta und
Afrin wesentlich unterscheidet. Sie finden, glaube ich, keinen
Syrienexperten, der das bestreiten würde. Zudem kommt natürlich hinzu, dass
vor Ort auch unterschiedliche Akteure präsent sind. In Ost-Ghuta gibt es
eine sehr hohe Präsenz humanitärer Akteure insbesondere aus dem VN-System,
die für uns natürlich verlässliche Quellen sind, was die aktuelle Lage
angeht.

Zusatzfrage: Dann habe ich mich missverständlich ausgedrückt: Natürlich
unterscheidet sich die konkrete Lage zwischen Afrin und Ost-Ghuta, das
wollte ich nicht bestreiten. Ich beziehe mich vielmehr auf Ihre
Erkenntnislage. Wenn Sie sagen "Wir können zu Afrin nicht sagen, weil wir
in Syrien nicht diplomatisch vertreten sind", dann sagt ich: Wieso können
Sie es dann in Ost-Ghuta? Das bedeutet nach dem, was Sie jetzt gesagt
haben: Afrin bleibt deswegen unerklärbar, weil Sie dort keine
Beobachtungsquellen haben, auf die Sie zurückgreifen können. Steht die
Bundesregierung zum Beispiel mit syrischen Kurden in Kontakt?

Breul: Wir stehen mit vielen Seiten in Kontakt. Ich möchte aber sozusagen
Ihre Argumentation noch einmal kurz hinterfragen, weil Sie, glaube ich,
das, was wir hier sagen, etwas sehr verkürzt dargestellt haben. Wir sagen
sowohl mit Blick auf Ost-Ghuta als auch mit Blick auf Afrin: Humanitäres
Völkerrecht ist einzuhalten - Punkt. Dass das in Ost-Ghuta in einem
vollkommen inakzeptablen Maße nicht geschehen ist, ist offenkundig. Aber
auch für Afrin gilt: Humanitäres Völkerrecht ist einzuhalten - Punkt.

Ein Punkt, über den wir mit Ihnen hier ja schon länger Diskussionen führen,
ist die völkerrechtliche Einordnung des militärischen Vorgehens der Türkei,
das auf dem Selbstverteidigungsrecht rekurriert. Dazu haben wir hier,
glaube ich, wiederholt und länglich ausgeführt, warum wir der Meinung sind,
dass wir derzeit eine abschließende Bewertung nicht vornehmen können.

Zusatzfrage: Werden Sie es je können?

Breul: Ja.

Zusatzfrage: Wann?

Breul: Wie gesagt, dazu kann ich Ihnen heute nichts Neues mitteilen.

Frage: Sie haben gerade die Frage von dem Kollegen nicht beantwortet, ob es
Kontakt zu syrischen Kurden gibt.

Warum betont die Bundesregierung die Einhaltung des humanitären
Völkerrechts, aber nicht die Einhaltung des Kriegsvölkerrechts?

Breul: Ich glaube - ohne selbst Völkerrechtler zu sein -, dass die
Verwendung des Begriffspaares, das Sie gerade gewählt haben, nicht scharf
ist. Humanitäres Völkerrecht ist ja sozusagen das Recht, das im Kriege
angewandt wird. Das andere ist das Recht zum Kriege, also sozusagen das
Selbstverteidigungsrecht, auf das sich die Türkei beruft. Auch das haben
wir hier schon mehrfach ausgeführt. Natürlich gibt es bei dem humanitären
Recht Normen, die besser ausdefiniert sind und leichter zu überprüfen sind,
als das vielleicht in anderen Bereichen des Völkerrechts der Fall ist.

Zusatzfrage: Und die syrischen Kurden?

Breul: Ehrlich gesagt weiß ich es nicht. Wie gesagt, wir haben ein Referat
für Syrien. Wir haben natürlich auch Generalkonsulate in der Türkei, wo
viele Syrer - auch Kurden - Zuflucht gefunden haben, und da werden eine
ganze Reihe von Gesprächen geführt. Ich bin mir also sicher, dass die
Antwort Ja ist, aber wenn es Sie so genau interessiert, dann frage ich
gerne noch einmal nach.

Frage: Nachdem gestern die Meldung herumgegangen ist, dass die Kanzlerin in
die USA reist und möglicherweise am 27. April Herrn Trump treffen wird,
möchte ich fragen:

Zum Ersten: Ist es für die Bundesregierung wichtig, dass dieses Treffen vor
dem ersten Mai stattfinden muss, also bevor möglicherweise die von den USA
ausgesprochenen Stahl- und Aluminiumzölle für die EU in Kraft treten, um
noch wenige Tage vorher auf diesen Prozess Einfluss möglicherweise nehmen
zu können?

Zum Zweiten würde ich vom Bundeswirtschaftsministerium gern erfahren, ob
die sich gegenseitig hochschaukelnde Eskalationsskala im Handelsstreit
zwischen den USA und China auf die laufenden Verhandlungen, die die
Europäer mit den USA führen, irgendwelche Auswirkungen hat und sie
vielleicht sogar leichter macht, weil die USA im Moment stärker mit China
befasst sind.

SRSin Demmer: Zum konkreten Datum kann ich Ihnen nichts sagen. Tatsächlich
gibt es Abstimmungen zu einer möglichen Reise der Bundeskanzlerin in die
USA. Sobald sich diese konkretisieren, werden wir Sie zeitnah unterrichten.

Zusatzfrage: Aber dazu die Frage: Ist es für die Bundesregierung wichtig,
dass das vor dem ersten Mai erfolgt?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen, wie gesagt, über den Zeitpunkt hier noch
keine Auskunft geben. Das tun wir dann, wenn es sich konkretisiert hat, und
zwar zeitnah.

Jornitz: Wir haben bereits in den vergangenen Regierungspressekonferenzen
gesagt, dass wir beobachten, wie sich die Lage zwischen den USA und China
entwickelt, aber diese Maßnahmen natürlich nicht bewerten. Wichtig ist aber
eben auch, dass diese Entwicklung zeigt, dass wir gut daran tun, das
Zeitfenster des Dialogs, das die EU und die USA jetzt haben, intensiv zu
nutzen, um die Spirale hin zu einem Handelskonflikt zu vermeiden. Denn
eines ist auch klar: Protektionismus und Handelsbarrieren nutzen
langfristig niemandem etwas. Daher brauchen wir einen regelbasierten,
freien und gerechten Welthandel. Darum wird es in den Verhandlungen gehen.

Zusatzfrage: Also gibt es keinen Einfluss des Konflikts zwischen den USA
und China auf die Verhandlungen der EU mit den USA, oder?

Jornitz: Natürlich gibt es im Welthandel immer Interdependenzen. Aber es
gilt das, was ich gerade gesagt habe.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Ab dem kommenden
Jahr wird es neue Grenzwerte für die Binnenschifffahrt geben, was die
Schadstoffbelastung betrifft. Der Verband der Binnenschifffahrt sagt aber,
dass es überhaupt keine Motoren gibt, die dafür sorgen können, dass die
Grenzwerte eingehalten werden, beziehungsweise dass diese viel zu teuer
sind. Teilen Sie die Einschätzung des Verbandes?

Wie sehen Sie den Stand der Umrüstungen bei Binnenschiffen?

Friedrich: Ich muss ehrlich gestehen, dass ich jetzt passen muss. Das ist
ein sehr spezielles Thema. Sie hatten, meine ich, auch eine schriftliche
Anfrage an uns gerichtet. Das müssten wir nachreichen.

Zusatz: Ich stelle die Frage hier ja nicht umsonst. Es geht auch darum,
dass wir diese Anfrage am Dienstag gestellt haben und dass es bei Ihrem
Hause wiederholt vorkommt, dass man gar keine Antworten oder Antworten erst
nach Wochen bekommt. Wie Sie wissen, ist dieser Zustand rechtswidrig. Ihre
Kollegen geben regelhaft eigentlich immer im Laufe des gleichen Tages
Antworten, und zwar zu den komplexesten Sachverhalten - ein Lob dafür an
dieser Stelle -, aber es ist auffällig, dass es bei Ihnen und Ihrem Hause
permanent vorkommt, dass man keine Antworten bekommt beziehungsweise dass
man Antworten erst nach Tagen bekommt.

Friedrich: Ich kann verstehen, dass Sie mit der Situation unglücklich sind.
Ich kann mich dafür nur entschuldigen, dass es im Einzelfall dazu gekommen
ist und dass Sie jetzt davon betroffen sind. Es ändert aber nichts an der
Situation, dass ich zu dem Thema hier in diesem Moment nicht sprechfähig
bin. Ich nehme es aber gern mit. Meine Kollegen sehen ja auch, dass dieses
Thema in der RegPK angesprochen wird. Das heißt, wir werden uns darum jetzt
direkt kümmern.

Aber ich muss auch noch einmal um Verständnis bitten. Die Besetzung aller
Positionen auf der leitenden Ebene bei uns im BMVI ist noch nicht
abgeschlossen. Das heißt, ich muss sie an dieser Stelle um Verständnis und
vielleicht auch um eine Sekunde Geduld bitten. Aber ich werde mich darum
kümmern.

Vorsitzende Wefers: Vielen Dank für den Geduldsappell, aber vielleicht
können wir es ganz praktisch machen. Bis wann können wir mit einer Antwort
rechnen?

Friedrich: Umgehend. Ich gehe davon aus, dass ich das heute Nachmittag
übersenden kann. Ich werde mich darum persönlich kümmern.

Haufe: Ich kann vielleicht schon einmal einen ersten Baustein für diese
Antwort liefern. Auch die Binnenschifffahrt steht davor, dass sie neue
Grenzwerte für die Luftreinhaltung einhalten muss. Diese Diskussion ist der
Branche durchaus bekannt. Es gibt auch schon Projekte, bei denen über die
Motorenentwicklung gesprochen wurde. Es gibt auch Forschungsprojekte, an
denen auch das Bundesverkehrsministerium beteiligt ist und in denen zu
emissionsärmeren Motoren geforscht wird. Das ist kein neues Thema für die
Branche.

Zusatzfrage: Danke für die Antwort. - Gibt es dabei Hilfen der
Bundesregierung auch finanzieller Art?

Haufe: Ja, die gibt es. Es gibt, wie gesagt, Forschungsprojekte, die sich
genau dieser Thematik widmen. Die Branche ist dabei also durchaus
einbezogen.

Zusatzfrage: Zahlen Sie so etwas wie eine Abwrackprämie für alte
Binnenschiffe?

Haufe: Ich denke, das steht nicht zur Diskussion.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt und das Innenministerium: Ende März
sind sechs türkischstämmige Lehrer aus dem Kosovo in einer geheimen Aktion
in die Türkei gebracht worden, um sie als Gülen-Anhänger zu verfolgen. Die
türkische Regierung sprach deshalb davon, dass der türkische Geheimdienst
MIT bisher Gülen-Anhänger in 18 Ländern - ich zitiere - eingepackt und in
die Türkei gebracht habe.

Welche Erkenntnisse haben die Bundesregierung und ihre Ministerien, ob zu
diesen 18 Ländern auch Deutschland gehört, und wie bewerten Sie diese
Praxis?

Breul: Ich kann mit dem Kosovo anfangen. Das hat für einige Wellen gesorgt,
sogar, wie ich meine, zum Rücktritt von Ministern im Kosovo, weil es dort
sozusagen unterschiedliche Auffassungen darüber gab, was dort stattgefunden
hat. Teilweise war von einer Auslieferung die Rede, teilweise von einer
Entführung. Das kann ich von hier aus beim besten Willen nicht weiter
kommentieren. Ich würde Sie bitten, dazu beim Kosovo oder bei der Türkei
selbst nachzufragen.

Was die Praxis in Deutschland angeht, würde ich gern an das BMI abgeben.

Kock: Ich kann das gern ergänzen. Uns liegen keine entsprechenden
Erkenntnisse, Deutschland betreffend, vor.

Zusatzfrage: Welche anderen Aktivitäten des MIT in der Sache der Verfolgung
von Gülen-Anhängern in Deutschland sind der Bundesregierung bekannt? Wenn
sie nicht verschleppen, was tun sie dann hier? Was wissen Sie dazu?

Kock: Das können Sie sehr gern im Verfassungsschutzbericht bereits für das
Jahr 2016 nachlesen. Darin ist eine ganze Seite auch zu diesen
Bestrebungen.

Zusatz: Es ist ja schon einige Zeit vergangen. Gibt es neue Erkenntnisse?

Kock: Dann müssen Sie sich ein wenig gedulden. Über derartige Erkenntnisse -
 auch das wissen Sie - berichten wir den zuständigen Gremien des Deutschen
Bundestages.

Frage: Wie sehen Sie jetzt die Sicherheitslage regierungskritischer
Journalisten aus der Türkei, die hier in Deutschland leben?

Kock: Das ist ja kein neues Thema. Dieses Thema haben wir immer wieder auch
hier an dieser Stelle diskutiert. Ich denke, es hat stark zugenommen seit
dem Putschversuch in der Türkei und auch der Flucht vieler Menschen. Wir
haben uns hier auch schon ausführlich zum Thema Asyl geäußert, das
türkischen Flüchtlingen hier in Deutschland gewährt wurde.

Grundsätzlich sind die deutschen Sicherheitsbehörden für den Schutz aller
hier lebenden Menschen zuständig. Sie nehmen das sehr ernst und setzen sich
dafür ein.

Zusatzfrage: Hat sich auch im Lichte dieser neuen Erkenntnisse - Stichworte
"Kosovo" und "80 Fälle insgesamt" - aus Ihrer Sicht keine neue Erkenntnis
ergeben?

Kock: Es gibt keine Veränderung der Bedrohungslage.

Frage: Ich möchte zum Thema Israel kommen, zuerst zum Thema des UNHCR-Deals
von Herrn Netanjahu. Er hatte ja, nachdem er den Deal verkündet und bevor
er ihn endgültig abgeblasen hatte, behauptet, dass ein Teil der Menschen
auch nach Deutschland kommen würde. Die Bundesregierung hat dementiert,
dass es dazu irgendwelche Kontakte gab.

Gab es seitdem bilaterale Gespräche zwischen der Bundesregierung und den
Israelis darüber, wie es zu solch einem, gelinde gesagt, Missverständnis
kommen konnte?

Breul: Zum UNHCR und zu den Fragen des Resettlements müsste ich an das BMI
weitergeben.

Das Büro des Premierministers hat noch am Montagabend die Klarstellung
vorgenommen - das ist in den deutschen Medien etwas weniger wahrgenommen
worden -, dass die Länder, die der Premierminister nannte, beispielhaft
genannt wurden. Aus unserer Sicht gab es danach keinen weiteren Redebedarf.

Kock: Ich müsste das nachreichen. Ich habe es nicht dabei.

Zusatzfrage: Angesichts einer heute wieder zu erwartenden Eskalation am
Gazastreifen würde mich interessieren, ob es diese Woche bilaterale
Kontakte bezüglich des israelischen Einsatzes von scharfer Munition im
Gazastreifen gab. Hat die Bundesregierung die Israelis zum Beispiel wie die
UN und andere Organisationen dazu aufgefordert, das zu unterlassen?

Breul: Ich kann dazu gern noch einmal Stellung nehmen. Wir verfolgen auch
die Ereignisse in Gaza sehr aufmerksam und mit Sorge. Gerade laufen die
ersten Meldungen ein, dass wieder Demonstrationen stattfinden und dass sie
vonseiten des israelischen Militärs aufgelöst werden.

Wir rufen alle Beteiligten dazu auf, zu einer Deeskalation vor Ort
beizutragen. Natürlich gibt es das Recht auf Meinungsäußerung und
friedlichen Protest. Dieses Recht darf aber nicht missbraucht werden. Wir
erwarten von denjenigen, die im Gazastreifen Sicherheitskontrolle ausüben,
dafür zu sorgen, dass die Grenzen nicht verletzt werden, wie es in der
vergangenen Woche zum Teil geschehen ist.

Dazu gehört natürlich auch, dass alle Maßnahmen zur Verteidigung von
Israels Sicherheitsinteressen, also insbesondere zum Schutz der Grenze,
verhältnismäßig sein müssen. Demonstranten dürfen nicht beschossen werden.
Ich sage das so klar, weil uns glaubhafte Berichte über eine hohe Zahl an
Verletzten in Krankenhäusern von Gaza vorliegen, die am vergangenen Freitag
Schussverletzungen an den Extremitäten erlitten haben. Die große Anzahl an
Schussverletzten lässt sich kaum mit einer maßvollen Anwendung des Rechts
auf Selbstverteidigung in Einklang bringen. Wir erwarten - das habe ich
hier schon am Mittwoch unterstrichen -, dass diese Vorfälle aufgeklärt
werden.

Frage: Unterstützt die Bundesregierung die Initiative von Frau Mogherini,
die eine unabhängige Untersuchung des Gebrauchs scharfer
Schusswaffenmunition und der damit verbundenen Tötungen fordert? Es gibt
Bilddokumente, die zeigen, dass Menschen von den Scharfschützen in den
Rücken geschossen wurde. Das tut man ja nicht, wenn man einen Angriff
abwehrt.

Breul: Wir haben auch die Berichte über eine hohe Zahl von
Schussverletzungen an den Extremitäten gesehen. Wenn diese Berichte
zutreffen, dann ergibt sich ein Bild von gezielten Schüssen, das vor allem
in Kombination mit der großen Zahl der Verletzten nicht ohne Weiteres mit
dem Grundsatz einer gezielten und maßvollen Anwendung in Einklang zu
bringen ist.

Was die Verhältnismäßigkeit angeht, so liegt es zunächst einmal in
Verantwortung der zuständigen israelischen Behörden, die erforderlichen
Fakten aufzuarbeiten.

Zusatz: Die Frage war: Unterstützen Sie die Mogherini-Initiative, und
halten Sie den Einsatz von scharfer Munition - es sind bislang eben 22
Tote; das sind nicht nur Verletzungen an Extremitäten - generell für
verhältnismäßig?

Breul: Dazu habe ich mich gerade geäußert: Wir sehen das mit großer Sorge,
und wir sehen die Verhältnismäßigkeit durch die hohe Anzahl der Opfer - der
Toten und der Verletzten; das wollte ich nicht unter den Tisch fallen
lassen - in Zweifel gezogen. Wir sind der Meinung, dass jetzt zunächst die
israelischen Behörden aufgerufen sind, diese Fakten aufzuarbeiten und
aufzuklären.

Frage: War die Forderung der EU-Beauftragten Mogherini nicht mit der
Bundesregierung abgestimmt? Sie fordern ja zwei verschiedene Dinge.

Breul: Nein, ich denke nicht, dass das zwei unterschiedliche Dinge sind. Im
Übrigen kann sich die Hohe Vertreterin zu internationalen Entwicklungen
äußern und braucht nicht die Abstimmung mit den Mitgliedsstaaten für jeden
Punkt und jedes Komma.

Zusatz: Frau Mogherini fordert eine unabhängige Untersuchung, und Sie
fordern, dass die Israelis selbst das aufklären.

Breul: Wir fordern Aufklärung, beide.

Zusatzfrage : Von wem?

Breul: Das habe ich schon gesagt.

Frage: Eine Frage an das Verteidigungsministerium zum Stichwort
"Afghanistan": Am Mittwoch war der Luftangriff bei Kundus durch die
afghanischen Streitkräfte hier schon Thema. Nun hat das 209. Korps der
afghanischen Armee bekanntgegeben, dass dort pakistanische Militärberater
aufseiten der Taliban ums Leben gekommen seien. - Jetzt schauen Sie so, als
hätten Sie davon noch nie gehört.

Da die Bundeswehr in der Beratung "Train, Advise, Assist" genau dieses 209.
Korps engagiert ist: Kommt so etwas auch bei der Bundeswehr an? Haben Sie
eine Bewertung? Oder werden die Trainer darüber nicht informiert?

Neumann: Diese Information müsste ich Ihnen nachreichen. In der Tat
überraschen Sie mich mit dieser Frage. Ich habe keine Kenntnis über den
Vorgang, den Sie gerade beschrieben haben. Das müsste ich gegebenenfalls
nachreichen.

Kock (zur Vereinbarung zwischen Israel und dem UNHCR zur Umsiedlung von
Flüchtlingen): Sie wollten Zahlen. Was genau wollten Sie zum Thema UNHCR
und Resettlement wissen? Ich habe jetzt die Unterlagen dazu gefunden.

Frage: Ich wollte keine Zahlen haben. Es ging darum, dass Netanjahu
behauptet hat, dass der UNHCR-Deal, dass Menschen aus Israel nach
Deutschland kommen würden, mit Deutschland abgesprochen gewesen sei.

Kock: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass das dem BMI nicht bekannt war.

SRSin Demmer: Es gab dazu keine Anfragen.

Freitag, 6. April 2018
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MILITÄR/920: Washington - Fahnenflucht und neue Achsen ... (SB)


Washington - Fahnenflucht und neue Achsen ...



Als Wladimir Putin am 1. März der Weltöffentlichkeit die neuen
ballistischen Raketen und Hyperschall-Marschflugkörper Rußlands
vorstellte, die das gigantische, milliardenteure Raketenabwehrsystem
der USA im Baltikum, am Schwarzen Meer und in Ostasien obsolet machen,
reagierten die Anhänger der "mission civilisatrice" Amerikas mit
Skepsis und Häme. Die New York Times, führendes Sprachrohr der einzig
verbliebenen Supermacht, sprach am 2. März von einem durchsichtigen
"Bluff", mittels dessen der Kremlchef nach außen "Spannungen" und nach
innen "patriotische Gefühle" erzeugen wolle. Sachkundige
Rüstungsexperten im Westen dagegen nahmen die Warnungen Putins vor der
Verletzlichkeit der eigenen Technologien ernst und bescheinigten den
Russen, einen qualitativen Entwicklungssprung bei Raketen und
Marschflugkörpern vollzogen zu haben.

Daß Rußlands Waffenschmieden mit nur einem Zehntel des Wehretats mehr
"bang for the buck" als der militärisch-industrielle Komplex der USA
schaffen, zeigt das Luftabwehrsystem S-400, auch Triumpf genannt. Sehr
zum Ärger des Pentagons und des Weißen Hauses hat Putin am 3. April
beim Besuch in Ankara mit seinem Amtskollegen Recep Tayyip Erdogan den
Vertrag zum Verkauf des S-400-Systems an die Türkei besiegelt. Der
Wert des Geschäfts liegt bei 2,5 Milliarden Dollar. Der Preis für eine
einzige S-400-Batterie, die ein mobiles Radar- und Leitsystem sowie
acht Abschußrohre und 112 Boden-Luft-Raketen umfaßt, liegt bei 400
Millionen Dollar.

Erdogans Verteidigungsminister Tikri Fisik führte Ankaras Kauf des
S-400-Systems sowohl auf dessen in Syrien nachgewiesene Effektivität
als auch auf die Bereitschaft Moskaus zurück, einen Teil der
Produktion in die Türkei zu verlagern. Zu einem solchen Zugeständnis
seien die NATO-Partner Ankaras nicht bereit, so Fisik. In einem
Artikel, der am 3. März bei military.com erschienen ist, kritisierte
Rose Gottemoeller, Stellvertretende Generalsekretärin der NATO, die
Entscheidung der Türken, weil das S-400-Produkt mit den
Luftabwehrsystemen der übrigen atlantischen Bündnispartner nicht
kompatibel sei. Die "Interoperabilität" der türkischen Streitkräfte
mit der restlichen NATO sei somit nicht mehr gegeben, so Gottemoeller.

Am 6. April meldete die New York Times die nächste Schlappe für
Amerikas Rüstungskonzerne. "Trotz US-Sanktionen" stehe Indien "kurz
davor, ein russisches Raketensystem zu kaufen", hieß es in der
Überschrift. Gemeint war natürlich das S-400. In den kommenden Tagen
besucht die indische Verteidigungsministerin Nirmala Sitharaman
Moskau. Erwartet wird eine Bestellung beim S-400-Hersteller
Almaz-Antey im Wert von sechs Milliarden Dollar. Seit einigen Jahren
machen die USA den Russen starke Konkurrenz, was Rüstungsexporte an
Indien betrifft. Deshalb will Washington um Neu-Delhis Kauf des S-400
kein großes Aufheben machen.

Dennoch empfinden die Amerikaner die Entscheidung der Inder als
schmerzhafte Niederlage. Im besagten NYT-Artikel ist von einem
"weiteren Rückschlag" für das amerikanische Patriot-System die Rede,
dessen Hersteller Raytheon sich demnach "in Schwierigkeiten" befinde.
Das Problem bei der US-Wunderwaffe Patriot ist dasselbe wie beim
amerikanischen Raketenabwehrsystem insgesamt - sie funktioniert nicht.
Jüngste spektakuläre Beispiele belegen dies. Am 25. März haben die
schiitischen Huthi-Rebellen im Jemen mehrere Raketen auf Ziele in
Saudi-Arabien abgefeuert. Keine einzige davon wurde von den
Patriot-Raketen getroffen. Die meisten explodierten wirkungslos in der
Luft, eine Rakete kehrte gleich nach dem Start bei Riad um und schlug
wenige hundert Meter vom Abschußrohr entfernt ein, wobei fast eine
Gruppe Zuschauer getötet worden wäre. Ausgerechnet in derselben Nacht
reagierte an der Grenze zum Libanon das israelische
Raketenabwehrsystem Iron Dome überempfindlich auf Gewehrsalven in der
Ferne. Rund 20 Raketen, die dem Patriot-Modell nachgebaut sind,
schossen hoch und explodierten ebenfalls wirkungslos in der Luft. Der
peinliche Vorfall soll das israelische Verteidigungsministerium rund
eine Million Dollar gekostet haben.

In dem NYT-Artikel über den S-400-Kauf durch die indischen
Streitkräfte wird Rahul Bedi von dem renommierten, in London
ansässigen Militärverlag Jane's Information Group mit den Worten
zitiert: "Indien war von dem Patriot-System im Vergleich mit dem S-400
nicht besonders beeindruckt. Letzteres ist haushoch überlegen, was
Fähigkeit, Verfügbarbeit und Wartungsaufwand betrifft. Es ist das
effizientere System." Zu den Möglichkeiten des S-400 gehört angeblich
die Fähigkeit, das neueste Tarnkappenkampfflugzeug der USA, den F-35
Lightning II von Lockheed Martin, zu erfassen und vom Himmel zu holen.
Dies wundert wenig, denn das F-35-System gilt nicht nur als teuerste
Anschaffungsprojekt in der US-Militärgeschichte, sondern auch als das
fehlerbehaftetste. Die Probleme bei der skandalgeplagten Maschine sind
so umfassend, daß sich Hersteller und Pentagon gezwungen sahen, völlig
unüblich die Testphase auch nach Aufnahme der Serienproduktion und der
Auslieferung an das eigene Militär sowie das befreundeter Staaten
fortzusetzen. Bei den russischen Rüstungsprodukten scheinen die Käufer
immerhin die Gewähr zu haben, daß die Dinge auch funktionieren.
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2245: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 9. bis 15. April 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 15. Kalenderwoche



Liebe Freunde und Interessierte der Hellen Panke,

in der nächsten Woche findet neben vielen Abendveranstaltungen und unserem
ersten stadtpolitischen Spaziergang in diesem Jahr auch unsere Konferenz zu
den Ereignissen um die Novemberrevolution 1918/19 statt. Gern können Sie
sich dafür noch anmelden. Der Stadtspaziergang zur A100 findet nicht wie
angekündigt mit dem Fahrrad statt, sondern zu Fuß.

Viel Spaß, Erkenntnisgewinn und Diskussionsanlässe wünscht Ihnen in der
nächsten Frühlingswoche das

Team der Helle Panke


Programm vom 9.-15.4.2018

Dienstag, 10. April 2018, 10 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Künstleraustausch - ein Beitrag zur Völkerverständigung. Hermann Falk,
Direktor der Künstleragentur der DDR

Referent: Hermann Falk

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Eintritt: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 10. April 2018, 19 Uhr



Philosophische Gespräche

Marxismus - Emanzipation und Politik. Gramsci und Sartre

Referent: Dr. Diethard Behrens (er gehört zu den Mit-InitiatorInnen der
1992 ins Leben gerufenen Frankfurter Marx-Gesellschaft, die sich um die
kritische Rekonstruktion der Marxschen Theorie und der dieser zugrunde
liegenden Texte bemühte. Von ihm erschien zuletzt das gemeinsam mit
Kornelia Hafner verfasste Buch: Westlicher Marxismus. Eine Einführung,
Stuttgart 2017)

Eintritt: 2,00 Euro 

Ort: Helle Panke e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin, Kopenhagener Str.
9, 10437 Berlin


Mittwoch, 11. April 2018, 19 Uhr

Atelier-Gespräche im Max-Lingner-Haus / Architekturvortrag 21

Perle. Objektographie eines Experimentalbaus der
Sowjetmoderne

Referentin: Vera Heinemann (Bauhaus-Universiät Weimar)

Eintritt: 3,00 Euro / 1,50 Euro ermäßigt

Ort: Max-Lingner-Haus, Beatrice Zweig Straße 2, 13156 Berlin


Donnerstag, 12. April 2018, 19 Uhr



Vielfalt sozialistischen Denkens

Eduard Bernstein, seine "Kritiker" und die linken Debatten von heute

Referent: Tom Strohschneider (bis 2017 Chefredakteur von "neues
deutschland")

Moderation: Dr. Frank Engster

Eintritt: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin, Kopenhagener Str.
9, 10437 Berlin


Samstag, 14. April 2018, 10-18 Uhr



Konferenz

"Revolution gegen Kaiser und Krieg, für demokratische Republik, Frieden und
gar Sozialismus?
"
Programm:

• Dr. Stefan Bollinger (Berlin): Ohne Kaiser und Generale? Radikaler
Bruch, Frieden, Demokratie - die zwiespältigen Resultate einer deutschen
Revolution

• Klaus Gietinger (München): November 1918 - Der verpasste Frühling
des 20. Jahrhunderts

• Prof. Gerhard Engel (Am Mellensee): Über Potenzen und Grenzen der
Räte in der deutschen Revolution von 1918/19

• Dr. Gisela Notz (Berlin): Der Kampf ums Frauenwahlrecht Frauen auf
dem Weg in Nationalversammlung und Reichstag

• Marga Voigt (Berlin): Gegen Kaiser und Krieg - für Revolution und
internationalen Sozialismus. Aus Clara Zetkins Briefen 1915-1920

• Ottokar Luban (Berlin): Das Ringen um eine kommunistische
Partei

• Christiane Sternsdorf-Hauck (München): Frauen in der bayrischen
Revolution und Räterepublik 1918/19

• Vera Bianchi (Hamburg): Der Syndikalistische Frauenbund zu Beginn
der Weimarer Republik

• Mario Hesselbarth (Jena): Die USPD und der Thüringer Weg

• Dietmar Lange (Berlin): Märzkämpfe 1919 - ein chancenloser Aufstand?


Eintritt: 7,50 Euro / erm 4,00 Euro (inkl. Mittagessen). Wir bitten um
Anmeldung.

Ort: Helle Panke e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin, Kopenhagener Str.
9, 10437 Berlin


Sonntag, 15. April 2018, 15 Uhr



Exkursion im Rahmen der Kolloquienreihe "100 Jahre Groß-Berlin 2020"

Stadt für Autos oder Stadt für Menschen? Vision für "schöner Wohnen" statt
Ausbau der A100

Referent: Dr. Tim Lehmann (Stadtplaner und Mobilitätsforscher)

Eintritt: 4,00 Euro / ermäßigt 2,00 Euro

Treff: Estrel-Hotel, Lobby, Sonnenallee 225, 12057 Berlin

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2018 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06528: Der Wert des Nostalgischen (SB)


Anfang der 1990er Jahre erlebte das verstaubte Vierspringerspiel eine
regelrechte Renaissance. War es bis dahin bestenfalls sporadisch
angewandt worden - beispielsweise von Botwinnik 1948 gegen Reshevsky
oder von Spasski 1986 gegen Jussupow -, so gab der englische
Großmeister John Nunn dem Spiel mit den vier Springern viele neue
Impulse. Auf der Schacholympiade von Manila 1992 spannte er mehrmals
die Rösser vor seinen Karren mit gutem Erfolg. Sein Beispiel machte
Schule, und nachdem den krausen Köpfen ihr spitzbübisches Lächeln
vergangen war, stürzten sich auch andere Großmeister auf diese
Eröffnung. Zu unterschätzen ist das Vierspringerspiel beileibe nicht.
Es erfordert vom Nachziehenden ein gesundes Maß an
Fingerspitzengefühl, um die Balance aufrechtzuerhalten. Symmetrie
bedeutet nicht zwangsläufig Remis. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus
der britischen Meisterschaft des Jahres 1992 gesellte sich auch Nunns
Landsmann Nigel Short auf die Seite der Befürworter. Sein Kontrahent
Michael Adams, bekannt für sein trickreiches Spiel, schwitzte Blut und
Wasser im Bemühen, die korrekten Fortsetzungen zu finden. Er sollte
fehlgreifen, als er in der Diagrammstellung nunmehr 1...Kf7-e8?! zog,
wenngleich er auch nach dem besseren Zug 1...Ta8-e8! 2.h2-h4! die
schlechtere Position gehabt hätte. Also, Wanderer, auch das
Nostalgische hat seinen Wert!
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Short - Adams

England 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Schotte Motwani ließ sich die Gelegenheit nicht nehmen, nach
1...Sc6xd4 im Stile der alten romantischen Meister mit 2.Lc4xf7+!
einen hübschen Sieg zu verbuchen: 2...Ke8xf7 3.Tf3xf4+ Sg8-f6 4.Sc3-d5
Sd4-e6 - 4...Lf8-g7? 5.Tf4xf6+! - 5.Tf4xf6+ Dg5xf6 6.Sd5xf6 Lf8-c5+
7.Kg1-h1 Kf7xf6 - materiell im Vorteil, positionell auf Verlust -
8.Dd1-h5 h7-h6!? - 8...d7-d6 9.Lc1-g5+! Se6xg5 10.Ta1-f1+ - 9.b2-b4!
Lc5-d4 10.c2-c3 Ld4xc3 11.Dh5-f3+ Kf6-g6 12.Df3xc3 und Schwarz gab
auf.



Erstveröffentlichung am 11. April 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/671: Halbmittelgewicht - Entscheidung in letzter Sekunde ... (SB)




Jarrett Hurd knapper Punktsieger über Erislandy Lara

Im mit 2579 Zuschauern ausverkauften Saal des Hard Rock Hotel & Casino
in Las Vegas hat sich Jarrett Hurd (IBF) in einem Kampf zweier
Weltmeister im Halbmittelgewicht knapp nach Punkten gegen Erislandy
Lara (WBA) durchgesetzt (114:113, 114:113, 113:114). Hurd lag bei
allen drei Punktrichtern im Rückstand, als er den Kubaner 15 Sekunden
vor Ende der zwölften Runde mit einem linken Haken zu Boden schickte.
Wenngleich der WBA-Champion sofort wieder auf die Beine kam, kostete
ihn der erste Niederschlag, den er seit fünf Jahren hinnehmen mußte,
Sieg und Titel. Dies war erst die siebte Vereinigung zweier Titel in
der Geschichte dieser Gewichtsklasse und die erste, seitdem Floyd
Mayweather mit seinem Punktsieg über Saul "Canelo" Alvarez im
September 2013 dieses Kunststück gelungen war, der nun als Co-Promoter
der Veranstaltung am Ring saß. Während der 27jährige Hurd aus
Accokeek, Maryland, in seiner zweiten Titelverteidigung die Bilanz auf
22 gewonnene Auftritte ausbaute, stehen für den sieben Jahre älteren
Lara aus Houston nach seiner siebten Titelverteidigung nunmehr 25
Siege, drei Niederlagen sowie zwei Unentschieden zu Buche.

In einem hochklassigen und spannenden Kampf machten Hurds höhere
Schlagfrequenz und die größere Wucht seiner Treffer letzten Endes den
Unterschied, obgleich ihn der technisch überlegene Kubaner des öfteren
ausgekontert hatte. Der IBF-Weltmeister vernachlässigte im Zuge seines
Angriffsdrucks häufig die Deckung und konnte insofern von Glück reden,
als Laras Schläge nicht wirksam genug ausfielen, um ihn zu
erschüttern. Der Kubaner pflegte seine Kämpfe bislang unter ständigem
Ausweichen und schnellen Kontern zu führen, was ihm viele Siege, aber
auch den Ruf eines langweiligen Boxers eingebracht hatte. Diesmal
stellte er sich häufiger dem Schlagabtausch, was unter dem Strich Hurd
zugute kam. Laut der Statistik von CompuBox hatte Jarrett Hurd 217 von
824 Schlägen ins Ziel gebracht (26 Prozent), während Erislandy Lara
bei 176 Versuchen 572 Treffer gelangen (26 Prozent). Hurd schlug nicht
nur härter zu, sondern verbuchte in den letzten vier Runden klar die
Mehrzahl der Schläge.

Der in der Rechtsauslage boxende Lara, dessen Börse eine Million
Dollar betrug, während sein Gegner 500.000 Dollar erhielt, eröffnete
den Kampf mit schnellen Jabs und Kombinationen zu Kopf und Körper. Er
kämpfte wesentlich offensiver, als man es von ihm kennt, und stellte
den deutlich größeren Hurd zunächst vor enorme Probleme, da er dessen
Schlägen dank seiner überragenden Defensivkünste zumeist auswich. Von
der dritten Runde an kam der IBF-Champion besser zur Geltung, indem er
den Kontrahenten nun häufiger zurücktrieb. Hurd machte unablässig
Druck, und da sich Lara keineswegs auf die Defensive beschränkte,
wogte das Geschehen zur Freude des begeisterten Publikums lebhaft hin
und her.

In der sechsten Runde brachte Lara einen Uppercut ins Ziel, der Hurd
jedoch ebensowenig erschütterte wie seine Rechte, die den Kubaner kurz
vor Ende des siebten Durchgangs voll traf. Beide Akteure legten
beachtliche Nehmerqualitäten an den Tag und schlugen in der neunten
Runde heftig aufeinander ein, während keiner von ihnen auch nur einen
Fußbreit zurückwich. Auch die beiden folgenden Durchgänge zeigten ein
ähnliches Bild, so daß ihr Duell ein Anwärter auf den "Kampf des
Jahres" sein dürfte. In der zwölften und letzten Runde machte Hurd den
frischeren Eindruck, denn er deckte Lara mit Schlägen ein, dem nun die
Luft auszugehen schien. Der Kubaner, dessen rechtes Auge zugeschwollen
war und blutete, so daß seine Sicht eingeschränkt war, mußte zwei
Uppercuts einstecken, worauf er sich hinter seiner Deckung zu
verschanzen versuchte. Hurd setzte jedoch mit weiteren Treffern nach
und erzwang schließlich wenige Sekunden vor Ende des Kampfes den
besagten Niederschlag, der ihm den Sieg bescherte.

Wie Jarrett Hurd in einer ersten Stellungnahme gegenüber dem Sender
Showtime erklärte, habe er wie angekündigt zwölf Runden lang Druck
gemacht und auf diese Weise einen harten Kampf für sich entschieden.
Seiner Einschätzung nach sei nicht allein der Niederschlag
entscheidend gewesen, da er schon zuvor das Geschehen im Ring
dominiert habe. Erislandy Lara hob demgegenüber hervor, daß er diesmal
den Kampf angenommen und damit den Zuschauern eine großartige
Vorstellung geboten habe. Er habe sich trotz des Niederschlags als
klarer Sieger gefühlt, da schließlich ein einziger Treffer seine
überlegene Kampfesweise nicht wettmache. Die Entscheidung sei jedoch
abermals gegen ihn ausgefallen, weshalb er auf jeden Fall eine
Revanche wünsche.

Aufmerksamer Beobachter am Ring war der in 30 Kämpfen ungeschlagene
WBC-Weltmeister Jermell Charlo, nach Einschätzung der meisten Experten
derzeit der gefährlichste Akteur im Halbmittelgewicht. Gewinnt er
seinen nächsten Kampf am 9. Juni, wofür noch ein Gegner gesucht wird,
steht wohl im Herbst eine weitere Zusammenführung der Titel mit
Jarrett Hurd an, da Showtime plant, einen einzigen führenden Champion
in dieser Gewichtsklasse zu küren. Wie Charlo zutreffend bilanzierte,
hätte Lara mit seiner bislang üblichen defensiven Kampfesweise
höchstwahrscheinlich gewonnen. Zudem müsse Hurd an seiner Deckung
arbeiten, da er ihn andernfalls binnen weniger Runden auf die Bretter
schicken würde. [1]

Charlos Mutmaßung, Hurd habe den Kampf gegen Lara nur deshalb
angenommen, um ihm aus dem Weg zu gehen, ließ der frischgebackene
Weltmeister zweier Verbände natürlich nicht auf sich sitzen. Auf die
Frage Jim Grays vom Sender Showtime, ob er sich nun mit Jermell Charlo
messen werde, erwiderte Jerrett Hurd, er sei jetzt die Nummer eins im
Halbmittelgewicht und fürchte keinen Gegner. [2]


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/23072088/jarrett-hurd-defeats-erislandy-lara-split-decision-junior-middleweight-unification-bout

[2] www.boxingnews24.com/2018/04/jarrett-hurd-unifies-the-154-pound-division-with-split-decision-over-erislandy-lara-in-action-packed-fight-saturday/
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